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Aus Griunden der besseren Lesbarkeit und Zitierfa-
higkeit wurde die bereits bestehende Formulierung
als eigener § 14 a im Satzungstext eingefligt. Dies
macht auch eine Anderung des Inhaltsverzeichnis-

ses erforderlich.




§1
Grundsatz

Die Stadt Ludwigshafen am Rhein als éffentlich-
rechtlicher Entsorgungstréager verwertet und besei-
tigt nach MalRgabe dieser Satzung als Pflichtaufga-
be der Selbstverwaltung die in ihrem Gebiet angefal-
lenen und ihr zu liberlassenden Abfélle im Sinne der
Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setzes (KrW-/AbfG), der Gewerbeabfallverordnung
(GewAbfV) und des Landesabfallwirtschaftsgeset-
zes (LAbfWG). Sie wirkt ferner im Rahmen der ge-
setzlichen Bestimmungen darauf hin, dass in ihrem
Gebiet die Grundsétze der Kreislaufwirtschaft (§ 4
KrW-/AbfG) eingehalten werden und tragt durch
Férderung der Kreislaufwirtschaft vorbildlich zur

Schonung der natiirlichen Ressourcen bei.

§1
Grundsatz

Die Stadt Ludwigshafen am Rhein als offentlich-
rechtlicher Entsorgungstrdger verwertet und besei-
tigt nach Mal3gabe dieser Satzung als Pflichtaufga-
be der Selbstverwaltung die in seinem Gebiet ange-
fallenen und ihm zu liberlassenden Abfélle im Sinne
der Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
(KI£WG), Elektro-/Elektronikgeréategesetzes
(ElektroG), (Ge-

wAbfV) und des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes

des
der Gewerbeabfallverordnung
(LKrWG). Er wirkt ferner darauf hin, dass in seinem
Gebiet die Grundsétze der Kreislaufwirtschaft (§§ 6
und 7 KrWG) eingehalten werden und tragt zur
Schonung der natiirlichen Ressourcen vorbildlich

durch Férderung der Kreislaufwirtschaft bei.

Neue Gesetze und neue Gesetzesbezeichnungen,

sowie gednderte Paragraphen (Anpassungen)




§2

Forderung der Kreislaufwirtschaft, Absatzforde-
rung

(1) Die Erzeuger und Besitzer von Abfallen sollen
dazu beitragen, dass Abfalle moglichst vermie-
den, und nicht vermiedene Abfalle nach Mdg-
lichkeit verwertet werden.

(2) Die Stadt hat bei der Beschaffung von Arbeits-
materialien und Gebrauchsgitern sowie bei der
Ausschreibung und der Vergabe offentlicher
Auftrage den Herstellern und Vertreibern sol-

cher Produkte den Vorzug zu geben, die

1. aus Abfallen, in energiesparenden,
schadstoffarmen, rohstoffarmen oder
abfallarmen Produktionsverfahren oder
aus nachwachsenden Rohstoffen her-
gestellt sind,

2. sich durch besondere Langlebigkeit und
Reparaturfreundlichkeit auszeichnen,
oder

3. umweltvertraglicher als andere Produkte

zu entsorgen sind,

§2

Forderung der Kreislaufwirtschaft, Absatzforde-
rung

(1) Die Erzeuger und Besitzer von Abfallen haben
dazu beizutragen, dass Abfalle moglichst ver-
mieden, und nicht vermeidbare Abfalle nach
Méoglichkeit verwertet werden.

(2) Die Stadt wirkt bei der Gestaltung von Arbeits-
abldufen in seinen Dienststellen und Einrich-
tungen und bei ihrem sonstigen Handeln, ins-
besondere im Beschaffungs- und Auftragswe-
sen und bei Bauvorhaben, sowie bei Veranstal-
tungen in seinen Einrichtungen und auf seinen
Grundstucken darauf hin, dass mdglichst wenig
Abfall entsteht.

(3) Die Stadt hat bei der Beschaffung von Arbeits-
materialien und Gebrauchsgitern sowie bei der
Ausschreibung und der Vergabe O&ffentlicher
Auftrdge den Herstellern und Vertreibern sol-

cher Produkte den Vorzug zu geben, die

1. aus Abfallen, in energiesparenden, schad-

Formulierungen an die Vorgaben des KrWG und

des LKrWG angepasst




(©)

sofern die Produkte fur den vorgesehenen
Verwendungszweck geeignet sind und dadurch

keine unzumutbaren Mehrkosten entstehen.

Im Rahmen ihrer Méglichkeiten wirkt die Stadt

ferner darauf hin, dass alle juristischen Perso-

nen des privaten Rechts, an denen sie beteiligt
ist, in gleicher Weise verfahren.

(4)

stoffarmen, rohstoffarmen oder abfallar-

men

Produktionsverfahren oder aus nachwach-

senden Rohstoffen hergestellt sind,

2. sich durch besondere Langlebigkeit und

Reparaturfreundlichkeit auszeichnen, oder

3. umweltvertraglicher als andere Produkte

zu entsorgen sind,

sofern die Produkte fir den vorgesehenen Ver-
dadurch

keine unzumutbaren Mehrkosten entstehen.

wendungszweck geeignet sind und

Im Rahmen ihrer Moéglichkeiten wirkt die Stadt
ferner darauf hin, dass Zweckverbande, Verei-
ne und Gesellschaften des offentlichen oder
privaten Rechts, an denen sie beteiligt ist, in

gleicher Weise verfahren.

Verdeutlichung der urspriinglichen Formulierung




(1)

§4

Begriffsbestimmungen

Zugelassene Abfallbehaltnisse im Sinne dieser

Satzung sind:

Genormte graue Abfallbehaltnisse fir
Restabfalle, die zu beseitigen sind, mit 80 / 120
/240
Liter Fassungsvermogen.

Genormte braune Abfallbehaltnisse fir
Bioabfalle, die zu verwerten sind, mit 80 / 120 /
240

Liter Fassungsvermaogen.

Genormte blaue Abfallbehaltnisse mit 120
/ 240 Liter Fassungsvermdgen (fur private
Haushaltungen) und genormte blaue Abfallbe-
haltnisse mit 240 / 770 / 1100 Liter Fassungs-
vermdgen (fur andere Herkunftsbereiche als
private Haushaltungen) fiir die Sammlung von
Papier, Pappe und Kartonagen (PPK-Fraktion

zur Verwertung).

(1)

§4

Begriffsbestimmungen

Zugelassene Abfallbehaltnisse im Sinne

dieser Satzung sind:

Genormte graue Abfallbehaltnisse fir
Restabfalle, die zu beseitigen sind, mit 80 /

120/ 240 Liter Fassungsvermogen.

Genormte braune Abfallbehéltnisse fir Bi-
oabfalle, die zu verwerten sind, mit 80 /

120/ 240 Liter Fassungsvermogen.

Genormte blaue Abfallbehéaltnisse mit 120

240 Liter Fassungsvermogen (fur private

Haushaltungen) und genormte blaue Ab-
fallbehaltnisse mit 240 / 770 / 1100 Liter
Fassungsvermogen (fur andere Herkunfts-
bereiche als private Haushaltungen) fur die
Sammlung von Papier, Pappe und Karto-

nagen (PPK-Fraktion zur Verwertung).

Genormte GroRRbehalter mit einem




Genormte GroR3behalter mit einem Fas-

sungsvermogen von 770 / 1100 Liter.

Genormte GroRRbehalter mit einem Fassungs-
vermogen von 4000 / 6000 Liter.

Genormte gelbe Grofl3behalter fir Wert-
stoffe flir
Gewerbebetriebe, Institutionen und GroRwohn-
anlagen mit 770 / 1100 Liter Fassungsvermo-

gen.

Genormte private Pressbehalter mit bis zu

14000 Liter Fassungsvermogen.

Gelber Wertstoffsack (DSD-Wertstoffsack)
fur méglichst saubere, verwertbare Abfalle im
Sinne der Verpackungsverordnung, wie z.B.
Kunststoff- und Metallverpackungen, Verbund-

stoffe.

Graue Zusatzabfallsacke mit 90 Liter Fas-
sungsvermogen, mit der Aufschrift — Stadt
Ludwigshafen, Stadtreinigung - Sie sind zu

verwenden fliir auRergewdhnliche Restabfall-

Fassungsvermdgen von 770/ 1100 Liter.

Genormte GroRRbehalter mit einem

Fassungsvermdgen von 4000 / 6000 Liter.

Genormte gelbe Tonnen fur mdoglichst
saubere Leichtverpackungsabféalle (LVP)
im Sinne des Verpackungsgesetzes, wie
z.B. Kunststoff- und Metallverpackungen,
Verbundstoffe mit einem Fassungsvermo-
gen von 120/240/360/770/1.100 Liter

Genormte private Pressbehélter mit bis zu

14000 Liter Fassungsvermaogen.

Nur fiir die Stadtteile Nord/Hemshof und Mitte:
Gelber Leichtverpackungssack (LVP- Sack) fiir
moglichst saubere, verwertbare Abfille im Sin-
ne des Verpackungsgesetzes, wie z.B. Kunst-

stoff — und Metallverpackungen, Verbundstoffe

Graue Zusatzrestabfallsicke mit 90 Liter Fas-
sungsvermoOgen, mit der Aufschrift ,,Entsor-

gungsbetrieb, WBL, Wirtschaftsbetrieb Lud-

Anderung wegen Einfilhrung der gelben Tonne und

Formulierungsanderungen im VerpackG

Anderung wegen Einfiihrung der gelben Tonne und

teilweisen Beibehaltung der LVP-Sacke

Anpassung der Bezeichnung an die Formulierung in




mengen und kénnen bei den bekannt gemach-

ten Verkaufsstellen erworben werden.

Fir bestimmte Wertstoffe oder Abfallarten kon-
nen von der Stadt auch andere als die unter Ab-
satz 1, Ziffer 1 bis 9 genannten Abfallbehaltnis-
se bestimmt werden, wenn dies aus betriebli-

chen oder rechtlichen Griinden notwendig ist.

Zur Erprobung neuer Abfallsammel — oder Ge-
blhrensysteme kann die Stadt Modellversuche
mit ortlich und zeitlich begrenzter Wirkung ein-

flhren.

(2) Feste Abfallbehaltnisse im Sinne dieser

Satzung sind alle in Absatz 1 genannten
Abfallbehaltnisse, mit Ausnahme der gelben
Wertstoffsacke und der grauen Zusatzabfallsa-

cke.

()

wigshafen (WBL)“. Sie sind fiir gelegentlich
erhohte Restabfallmengen zu verwenden und

konnen bei den bekannt gemachten

Verkaufsstellen erworben werden. Nur diese
grauen Zusatzrestabfallsicke werden durch den
Entsorgungsbetrieb im Rahmen der Restabfall-

leerungen mitgenommen.

Fir bestimmte Wertstoffe oder Abfallarten kon-
nen von der Stadt auch andere als die unter
Absatz 1, Ziffer 1 bis 9 genannten Abfallbehalt-
nisse bestimmt werden, wenn dies aus betrieb-

lichen oder rechtlichen Griinden notwendig ist.

Zur Erprobung neuer Abfallsammel- oder Ge-
bUhrensysteme kann die Stadt Modellversuche
mit Ortlich und zeitlich begrenzter Wirkung ein-

flhren.

Feste Abfallbehaltnisse im Sinne dieser Sat-
zung

sind alle in Absatz 1 genannten Abfallbehaltnis-

se, mit Ausnahme der gelben Leichtverpa-

ckungssacke und der grauen Zusatzrestabfall-

sacke.

der Wertstoffinfo und Anderung der Aufschrift auf

den Zusatzrestabfallsacken

Hinweis zur Klarheit und Rechtssicherheit

Anpassung der genauen Sacke-Bezeichnung




2

a)

§5
Abfallarten

Gewerbliche Siedlungsabfiille sind Sied-

lungsabfalle aus anderen Herkunftsbereichen
als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20
der Anlage der Verordnung Uber das Europai-
sche Abfallverzeichnis vom 10.12.2001
(BGBI. | S. 3379), zuletzt geandert durch das

Gesetz zur Vereinfachung der abfallrechtlichen

Uberwachung vom 15.07.2006 (BGBI. | S.
1619, berichtigt in BGBI. | 2007, S. 2316), in
der jeweils gliltigen Fassung, aufgefihrt sind,

insbesondere

fallen aus privaten Haushaltungen auf
Grund ihrer Beschaffenheit oder Zusam-

mensetzung ahnlich sind, sowie

b) Abfélle aus privaten und 6ffentlichen Ein-

richtungen (z.B. Behdrden, Kirchen, Verei-
nen, Einrichtungen o6ffentlicher Kérper-
schaften oder vergleichbare Einrichtungen)
mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten
Abfalle.

gewerbliche und industrielle Abfalle, die Ab-

()

§5
Abfallarten

Gewerbliche Siedlungsabfille sind Sied-

lungsabfalle aus anderen Herkunftsberei-
chen als privaten Haushaltungen, die in Ka-
pitel 20 der Anlage der Verordnung Uber das
Europaische Abfallverzeichnis vom
10.12.2001 (BGBI. | S. 3379), zuletzt ge-
andert durch Artikel 1 der Verordnung vom
30. Juni 2020 (BGBI. | S. 3005) in der je-
weils glltigen Fassung, aufgefiihrt sind, ins-
besondere

a) gewerbliche und industrielle
Abfalle, die Abfallen aus privaten Haus-
haltungen auf Grund ihrer Beschaffen-
heit oder Zusammensetzung &hnlich

sind, sowie

b) Abfalle aus privaten und 6ffentlichen
Einrichtungen (z.B. Behérden, Kirchen,
Vereinen, Einrichtungen o&ffentlicher

Kérperschaften oder vergleichbare Ein-

richtungen) mit Ausnahme der in Absatz

1 genannten Abfalle.

Anpassung wegen Gesetzesanderung




(12)

(13)

Problemabfille sind die Ublicherweise anfal-

lenden schadstoffhaltigen Abfalle aus Haushal-
tungen, die im Rahmen der Verwertung oder
Beseitigung Nachteile flr Personen, Umwelt,
Anlagen oder Verwertungsprodukte hervorru-
fen kénnen, insbesondere Pflanzenschutz- und
Schadlingsbekampfungsmittel, 6l- und l6semit-
telhaltige Stoffe, Farben, Lacke, Desinfektions-
und Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Batte-
rien, Akkumulatoren, Spraydosen, asbestfa-
serhaltige Abfalle, Leuchtstofflampen, Salze,
Sauren und Laugen. Haushaltstblich im Sinne
dieser Satzung sind Gesamtmengen bis 50 kg

bzw. Liter pro Haushalt und Jahr.

Sonderabfille sind gefahrliche Abfalle im
Sinne des § 8 Abs. 2 Ziff. 1 und 2 LAbfWG, fur
die die Stadt gem. § 4 Abs. 3 Satz 2 LAbfWG
zur Annahme verpflichtet ist, soweit sie in
haushaltsiiblichen Mengen Uberlassen werden.
Als haushaltstblich gilt die gleiche Regelung

wie bei den Problemabfallen.

(12)

(13)

Problemabfalle im Sinne dieser Satzung sind
die in privaten Haushaltungen (§ 8 Abs. 2 Nr. 3
LKrWG) ublicherweise anfallenden geféahrli-
chen Abfalle nach § 3 Abs. 5 Satz 1 KrWG, die
im Rahmen der Verwertung oder Beseitigung

Nachteile fiir Personen, Umwelt, Anlagen oder

Verwertungsprodukte hervorrufen  koénnen,
insbesondere Pflanzenschutz- und Schad-
lingsbekdmpfungsmittel, 6l- und  IOse-

mittelhaltige Stoffe, Farben, Lacke, Desinfekti-
ons- und Holzschutzmittel, Chemikalienreste,
Akkumulatoren, as-

Batterien, Spraydosen,

bestfaserhaltige Abfalle, Leuchtstofflampen,
Energiesparlampen, Salze, Sauren und Lau-
gen. Haushaltsublich im Sinne dieser Satzung
sind Gesamtmengen bis 50 kg bzw. Liter pro
Haushalt und Jahr.

Sonderabfille sind gefahrliche Abfalle im
Sinne des § 8 Abs. 2 Nr. 1 und 2 LKrWG, flr
die die Stadt gemall § 4 Abs. 3 LKIWG zur

Annahme verpflichtet ist, soweit sie in haus-

haltstiblichen Mengen Uberlassen werden. Als
haushaltsublich gilt die gleiche Regelung wie

bei den Problemabfallen.

Anpassung an aktuellen Gesetzestext des KrwWG

und LKr'WG

Ergédnzung, da Energiesparlampen inzwischen

Thema wurden

Anpassung wegen neuem Gesetz (LKrWG)

10




(16) Verpackungen im Sinne dieser Satzung und
der Verpackungsverordnung sind Verkaufsver-
packungen, Umverpackungen und Transport-

verpackungen.

(16) Verpackungen im Sinne dieser Satzung und
des Verpackungsgesetzes sind Verkaufsverpa-
ckungen, Serviceverpackungen, Versandverpa-
ckungen, Umverpackungen und Transportverpa-

ckungen.

Anpassung an Formulierungsanderungen im
VerpackG

§6
Umfang der Verwertungs- und
Beseitigungspflicht

(1) Die Pflicht der Stadt zur Abfallentsorgung um-
fasst die Verwertung und die Beseitigung von
Abféllen aus privaten Haushaltungen und von
zur Beseitigung zu Uberlassenden Abféllen aus
anderen Herkunftsbereichen.
§ 15 Abs. 1 Satz 2 und § 13 Abs. 1 Satz 2 KrW-
/AbfG, sowie § 9 Abs. 4 ElektroG bleiben unbe-
ruhrt. MaBnahmen der Abfallentsorgung sind
das Sammeln, Einsammeln durch Hol- und
Bringsysteme, Beférdern, Lagern und Behan-
deln von Abfallen. Abfalle werden so einge-
sammelt, dass die Méglichkeiten zur vorrangi-
gen Abfallverwertung genutzt werden kénnen.
Sie sind zur Verwertung und Beseitigung ge-

trennt zu Gberlassen.

§6
Umfang der Verwertungs- und
Beseitigungspflicht

(1) Die Pflicht der Stadt zur Abfallentsorgung
umfasst die Verwertung und die Beseiti-
gung von Abfallen aus privaten Haushal-
tungen und von zur Beseitigung zu Uber-
lassenden Abfallen aus anderen Her-
kunftsbereichen.
§ 20 Abs. S. 2 und § 17 Abs. 1 S. 2 Kr WG,
sowie § 13 ElektroG bleiben unberihrt.
MaRnahmen der Abfallentsorgung sind das
Sammeln, Einsammeln durch Hol- und
Bringsysteme, Befoérdern, Lagern und Be-
handeln von Abfallen. Abfalle werden so
eingesammelt, dass die Mdoglichkeiten zur
vorrangigen Abfallverwertung genutzt wer-
den kdénnen. Sie sind zur Verwertung und

Beseitigung getrennt zu Uberlassen.

Anpassung wegen neuem Gesetz und neuen

Paragraphen

11




(2) Die Stadt verwertet und beseitigt im Rahmen

des Absatzes 1 alle Abfalle mit Ausnahme

1.

derin § 2 Abs. 2 KrW-/AbfG genannten

Stoffe und Abfalle,

der Abfalle, die gem. § 13 Abs. 3 KrW-
IAbfG nicht der Uberlassungspflicht unter-
liegen,

der Abfalle, die nach Mafligabe der Ersten
Landesverordnung zur Durchfiihrung des
Abfallbeseitigungsgesetzes vom
04.07.1974 (GVBI. S. 344) in der Fassung
vom 22.08.1985 (GVBI. S. 202) auRerhalb
zugelassener Anlagen beseitigt werden,
von Abfallen, die gem.§ 8 Abs. 4 LAbfWG-
der Zentralen Stelle flr Sonderabfalle an-
zudienen sind und gem. § 4 Abs. 4 LAb-
fWG nicht der Entsorgungspflicht der Stadt
unterliegen,

von Abféllen (z.B. Tierkorper, Abfalle aus
medizinischen Bereichen, Speiseabfalle
aus Kantinen, Gaststatten), die aufgrund
anderer Rechtsvorschriften nach deren be-
sonderen Vorgaben entsorgt werden mis-

sen.

(2) Die Stadt verwertet und beseitigt im Rahmen

des Absatzes 1 alle Abfalle mit Ausnahme

1. derin § 2 Abs. 2 K'WG genannten Stoffe
und Abfalle,
2. der Abfélle, die gem. § 17 Abs. 2 KIWG

nicht der Uberlassungspflicht unterliegen,

3. der Abfélle, die nach MalRgabe der Lan-
desverordnung Uber die Verbrennung
pflanzlicher Abfalle aullerhalb von Abfall-
beseitigungsanlagen vom  04.07.1974
(GVBI. S. 344) in der jeweils glltigen Fas-
sung beseitigt werden,

4. von Abfallen, die gem. § 8 Abs. 4 LKIWG
der Zentralen Stelle fur Sonderabfalle an-
zudienen sind und gemalR § 4 Abs. 4
LKrWG nicht der Entsorgungspflicht der
Stadt unterliegen,

5. von Abféllen (z.B. Tierkorper, Abfélle aus
medizinischen Bereichen, Speiseabfalle
aus Kantinen, Gaststatten), die aufgrund
anderer Rechtsvorschriften nach deren
besonderen Vorgaben entsorgt werden

mussen. (z.B. Verbrennung oder besonde-

Anpassung wegen neuem Gesetz und neuen

Paragraphen

Anpassung wegen neuem Gesetz

Klarstellung, Erlduterung

12




6. Autowracks und Schredderabfélle aus Au-
toverwertungen.
7. Abfélle aus Massentierhaltungen, Fakalien

und Stalldung.

Die Stadt ist berechtigt, auf Kosten des Abfall-
erzeugers oder Abfallbesitzers einen Nachweis
daruber zu verlangen, dass es sich nicht um
von der Entsorgungspflicht ausgenommene
Stoffe handelt und dass bei Abfallen aus ande-
ren Herkunftsbereichen eine Verwertung durch
den Erzeuger oder Besitzer nicht méglich ist.
Solange der Nachweis nicht erbracht ist, kann

der Abfall zuriickgewiesen werden.

Von der Entsorgungspflicht ausgeschlos-
sene Abfalle hat der Erzeuger/Besitzer nach den
Vorschriften des KrW-/AbfG, des LAbfWG und
dieser Satzung zu entsorgen. Fur ihre Beforde-
rung zu einer zugelassenen Entsorgungsanlage

hat er selbst zu sorgen.

Soweit Abfalle durch die Stadt zu verwerten

oder zu beseitigen sind, werden von der Pflicht

®)

(6)

re Behandlung)

6. Autowracks und Schredderabfélle aus Au-
toverwertungen.

7. Abfalle aus Massentierhaltungen, Fakalien

und Stalldung.

Die Stadt ist berechtigt, auf Kosten des Abfall-
erzeugers oder Abfallbesitzers einen Nach-
weis darlUber zu verlangen, dass es sich nicht
um von der Entsorgungspflicht ausgenomme-
ne Stoffe handelt und dass bei Abfallen aus
anderen Herkunftsbereichen eine Verwertung
durch den Erzeuger oder Besitzer nicht még-
lich ist. Solange der Nachweis nicht erbracht

ist, kann der Abfall zurickgewiesen werden.

Von der Entsorgungspflicht ausgeschlossene
Abfalle hat der Erzeuger/Besitzer nach den
Vorschriften des KriWG, des LKrWG und die-
ser Satzung zu entsorgen. Fur ihre Beférde-
rung zu einer zugelassenen Entsorgungsan-

lage hat er selbst zu sorgen.

Soweit Abfalle durch die Stadt zu verwerten

oder zu beseitigen sind, werden von der Pflicht

Anpassung wegen neuem Gesetz (KrWG; LKrWG)
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zum Einsammeln und Beférdern durch die
Stadt folgende Abfélle ausgenommen: Flissig-
keiten, asbestfaserhaltige Abfalle, kiinstliche
Mineralfasern, Nachtspeicherdfen, Autowracks
und Altreifen, Erdaushub, Bauschutt und Stra-
Renaufbruch, Klarschlamm, sowie Abfalle, die
nicht in privaten Haushaltungen angefallen
sind und nicht in zugelassenen Abfallbehalt-

nissen gesammelt werden kénnen.

Dies gilt auch fir Abfalle, die aufgrund ihrer Zu-
sammensetzung eine Gefahr fiir Menschen,
Entsorgungsbehaltnisse, Entsorgungsfahrzeu-
ge oder Abfallentsorgungsanlagen darstellen
konnen. Abfallerzeuger oder -besitzer haben fiir
die Befoérderung dieser Abfalle zu den hierfur
bestimmten Abfallentsorgungsanlagen selbst
zu sorgen. Auf Verlangen ist dies der Stadt

nachzuweisen.

zum Einsammeln und Beférdern durch die
Stadt folgende Abfalle ausgenommen: Flissig-
keiten, asbestfaserhaltige Abfélle, kinstliche
Mineralfasern, Nachtspeicheréfen, Autowracks
und Altreifen, Erdaushub, Bauschutt und Stra-
Renaufbruch, Klarschlamm, Abfalle aus Tierhal-
tungen (ausgenommen Kleintierhaltungen) so-
wie Abfalle, die nicht in privaten Haushaltungen
angefallen sind und nicht in zugelassenen Ab-

fallbehaltnissen gesammelt werden kénnen.

Dies gilt auch fur Abfalle, die aufgrund ihrer Zu-
sammensetzung eine Gefahr fiir Menschen,
Entsorgungsbehaltnisse, Entsorgungsfahrzeu-
ge oder Abfallentsorgungs-anlagen darstellen
kénnen. Abfallerzeuger oder -besitzer haben fir
die Beférderung dieser Abfalle zu den hierflir
bestimmten Abfallentsorgungsanlagen selbst
zu sorgen. Auf Verlangen ist dies der Stadt
nachzuweisen.

Von der Pflicht zum Sammeln und Beférdern
durch die Stadt sind auRerdem diejenigen Ab-
falle ausgenommen, die vom Abfallbesitzer zu
den von der Stadt eingerichteten Wertstoffho-
fen gebracht und dort bestimmungsgemaf ge-

sammelt werden.

Erganzung, weitere Aufzahlung zur Klarstellung

Erganzung zur Klarstellung
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(5)

Anschluss- und§B7enutzungszwang
Den Anschluss- und Benutzungspflichtigen ist
es untersagt, auf ihren Grundstiicken Anlagen
zur Entsorgung oder teilweisen Entsorgung
von Abféllen zu betreiben (z.B. Hausverbren-
nungsanlagen, Lagerplatze sowie Abfallver-
dichtungs- und Abfallzerkleinerungsanlagen).
Als Anlagen in diesem Sinne gelten nicht Ein-
richtungen zur Eigenkompostierung. Als Ein-
richtungen zur Eigenkompostierung gelten
ortsfeste Komposter oder Kompostplatze.
Ebenso fallen Gartenhacksler zum Zerkleinern

von Grunabfallen nicht unter dieses Verbot.

(®)

Anschluss- und§l32nutzungszwang

Den Anschluss- und Benutzungspflichtigen
ist es untersagt, auf ihren Grundstiicken Anla-
gen zur Entsorgung oder teilweisen Entsorgung
von Abféllen zu betreiben (z.B. Hausverbren-
nungsanlagen, Lagerplatze sowie Abfallzerklei-
nerungs- und Verpressungsanlagen). Als Anla-
gen in diesem Sinne gelten nicht Einrichtungen
zur Eigenkompostierung. Als Einrichtungen zur
fachgerechten Eigenkompostierung gelten orts-
feste Komposter oder Kompostplatze. Ebenso
fallen Gartenhacksler zum Zerkleinern von

Grinabfallen nicht unter dieses Verbot.

Erganzungen zur Klarheit

Erganzung zur Verdeutlichung, dass es eine fachge-
rechte Eigenkompostierung sein muss

§8
Uberlassung der Abfille

Abfalle zur Verwertung sind wie folgt getrennt
zu Uberlassen:

Bioabfalle in braunen Abfallbehéaltnissen

§8
Uberlassung der Abfille

Abfélle zur Verwertung sind wie folgt getrennt zu
Uberlassen:

- Bioabfalle in braunen Abfallbehaltnissen

15




Grinabfalle in kompostierbaren Sacken oder

geblndelt oder auf den Wertstoffhdfen

Papier/Pappe/Kartonagen in blauen Abfallbe-
haltnissen oder geblndelt

Wertstoffe, fiir die das Duale System Deutsch-
land —DSD- (Gruiner Punkt) die Entsorgung
Ubernommen hat, in den zur Verfligung gestell-

ten ,gelben® Sacken

Sperrige Abfalle und Metallschrott durch Be-
reitstellen an den vereinbarten Abfuhrterminen
am StraBenrand oder Anlieferung auf den
Wertstoffhdfen

Elektroschrott (Klein- und Grof3gerate, Kabel
u.d. gemaf dem Elektro- und Elektronikgera-
tegesetz) durch Bereitstellen bei den verein-
barten Abfuhrterminen fir Sperrabfall oder An-
lieferung auf den Wertstoffhéfen

Altglas haben die Abfallbesitzer zu den von der
Stadt oder im Auftrag der Stadt aufgestellten

Altglassammelbehalter zu bringen.

Grunabfélle in kompostierbaren Sacken (z.B.
kostenbewehrte Jutesacke der Stadt) oder ge-
bindelt oder auf den Wertstoffhdfen
Papier/Pappe/Kartonagen in blauen Abfallbe-
haltnissen oder gebindelt
Leichtverpackungen, fur die das Duale System
Deutschland -DSD- die Entsorgung tUbernom-
men hat, in den zur Verfigung gestellten gel-
ben Tonnen; in den Stadtteilen Nord/Hemshof
und Mitte in den zur Verfligung gestellten gel-
ben Leichtverpackungssacken (LVP- Sacke)
Sperrige Abfalle und Metallschrott durch Be-
reitstellen an den vereinbarten Abfuhrterminen
am Stralenrand oder Anlieferung auf den
Wertstoffhdfen

Elektroschrott (Klein- und GroRgerate, Kabel
u.d. gemall dem Elektro- und Elektronikgera-
tegesetz) durch Bereitstellen bei den verein-
barten Abfuhrterminen fur Sperrabfall oder An-
lieferung auf den Wertstoffhéfen

Altglas haben die Abfallbesitzer zu den im
Stadtgebiet aufgestellten, nach Farben ge-
trennten, Altglassammelbehaltern (Depotcon-

tainer) zu bringen.

Erganzung zur nadheren Erlauterung/Aufzeigen der
Maoglichkeit

Anderung wegen Einfiihrung der gelben Tonne und

Anpassung der genauen Sacke-Bezeichnung

Anpassung an die tatsachlichen Begebenheiten und

den Sprachgebrauch
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(4) Problemabfalle aus Haushaltungen (§ 5
Abs. 12) sind bei der stationdren Sammelstelle
fur Problemabfalle oder beim Umweltbus anzu-
liefern. Kleinmengen von Problemabfallen (bis
zu 500 kg jahrlich) aus Gewerbebetrieben kén-
nen vom Abfallerzeuger gegen Gebluihr bei der
stationaren Sammelstelle fur Problemabfalle ab-
geliefert werden. Problemabfalle diirfen nicht in
Abfallbehaltnisse, Wertstoffbehalter oder Wert-
stoffsacke eingefillt und nicht zur Sperrabfallab-
fuhr bereitgestellt werden. Die Bestimmungen

der Altolverordnung bleiben unberthrt.

§9

Ausnahmen von Uberlassungspflichten

(1) Wer gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 KrW-/AbfG eine
ordnungsgemale und schadlose Abfallverwer-
tung vornimmt, ist zur Uberlassung dieser Ab-

falle nicht verpflichtet. In diesem Fall ist ein

(4)

(1)

Bau- und Abbruchabfalle: Die Getrennthaltung
sowie die Anforderungen an deren Vorbehand-
lung richten sich nach den Vorgaben des § 8
der Gewerbeabfallverordnung
Problemabfédlle aus Haushaltungen (§ 5
Abs. 12) sind bei der stationaren Sammelstelle
beim Schadstoff-

Kleinmengen von

fir Problemabfalle oder

/Umweltmobil anzuliefern.
Problemabfallen (bis zu 500 kg jahrlich) aus
Gewerbebetrieben kdénnen vom Abfallerzeuger
gegen Gebuhr bei der stationdren Sammelstelle
fir Problemabfalle abgeliefert werden. Prob-
lemabfalle dirfen nicht in Abfallbehaltnisse,
Wertstoffbehalter oder Leichtverpackungssacke
eingeflllt und nicht zur Sperrabfallabfuhr bereit-
gestellt werden. Die Bestimmungen der Altol-

verordnung bleiben unberihrt.

§9

Ausnahmen von Uberlassungspflichten

Wer gemall § 17 Abs. 1 Satz 1 Kr'WG eine
ordnungsgemale und schadlose Abfallverwer-
tung vornimmt, ist zur Uberlassung dieser Abfal-

le nicht verpflichtet. In diesem Fall ist ein ent-

Erganzung aufgrund der Bestimmungen der
GewAbfV

Anpassung der Begrifflichkeiten/Klarstellung

Anpassung der genauen Sacke-Bezeichnung

Anpassung wegen neuem Gesetz und neuem

Paragraph
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entsprechender Nachweis gegentiber der
Stadt zu fUhren.

sprechender Nachweis gegenuber der Stadt zu

flhren.

§12
Anzeige- und Auskunftspflichten, Nachweis- und

Duldungspflichten, Betretungsrecht

(3) Die Eigentimer und Besitzer von Grundstu-
cken, auf denen Uberlassungspflichtige Abfalle
anfallen, sind verpflichtet, das Aufstellen not-
wendiger Behaltnisse zur Erfassung sowie das
Betreten des Grundstiickes zum Zwecke des
Einsammelns und zur Uberwachung der Ge-
trennthaltung und Verwertung von Abfallen zu
dulden (§ 14 Abs. 1 KrW-/AbfG).

(4) Soweit es die Uberwachung der Uberlas-
sungspflicht erfordert, kann die Stadt Auskunft
verlangen, das Grundstiick betreten und Ein-
sicht in die Unterlagen nach § 40 Abs. 2 KrW-

/AbfG nehmen (§ 28 Abs. 1 LAbfWG).

§12
Anzeige- und Auskunftspflichten, Nachweis- und
Duldungspflichten, Betretungsrecht

(3) Die Eigentimer und Besitzer von Grundstu-
cken, auf denen uberlassungspflichtige Abfélle
anfallen, sind verpflichtet, das Aufstellen not-
wendiger Behaltnisse zur Erfassung sowie das
Betreten des Grundstickes zum Zwecke des
Einsammelns und zur Uberwachung der Ge-
trennthaltung und Verwertung von Abfallen zu
dulden (§ 19 Abs. 1 KrWwG).

(4) Soweit es die Uberwachung der abfallrecht-
lichen Verpflichtungen, sowie insbesondere der
Uberlassungspflicht erfordert, kann die Stadt
Auskunft verlangen, das Grundstlick betreten
und Einsicht in die Unterlagen nach § 47 Abs. 3

KrWG nehmen. (§ 13 Abs. 2 LKrWG)

Anpassung wegen neuem Gesetz und neuem

Paragraph

Erganzung der Formulierung und Anpassung wegen

neuem Gesetz

Anpassung wegen neuem Gesetz und neuen

Paragraphen
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§13
Abfallberatung

(1) Als éffentlich-rechtlicher Entsorgungstrager ist
die Stadt im Rahmen der ihr Ubertragenen
Aufgabe in Selbstverwaltung zur Information
und Beratung Uber die Méglichkeiten der Ver-
meidung, Verwertung und Beseitigung von Ab-
fallen verpflichtet (§ 38 Abs. 1 Satz 1 Krw-/
AbfG).

(2) Die Stadt hat deshalb eine Beratungsstelle

eingerichtet, bei der Abfallerzeuger bzw. Ab-

fallbesitzer ber die Vermeidung, Verwertung
und

Beseitigung der bei ihnen anfallenden Abfalle

informiert und beraten werden.

§14
Vorhalten und Benutzen der Abfallbehalter

(1) Die Stadt stellt dem Anschlusspflichtigen fur
jedes anschlusspflichtige Grundsttck die zur
Aufnahme des zu entsorgenden Abfalls vorge-
schriebenen festen Abfallbehaltnisse mit un-

verwechselbarer Kennzeichnung (Adressauf-

§13
Abfallberatung

(1) Als offentlich-rechtlicher Entsorgungstrager ist
die Stadt im Rahmen der ihr Ubertragenen
Aufgabe in Selbstverwaltung zur Information
und Beratung Uber die Moglichkeiten der Ver-
meidung, Weiterverwendung, Verwertung und
Beseitigung von Abféllen verpflichtet (§ 46
Abs. 1 Satz 1 KrWG).

(2) Die Stadt hat deshalb eine Beratungsstelle

eingerichtet, bei der Abfallerzeuger bzw. Ab-

fallbesitzer Uber die Vermeidung, Weiterver-
wendung, Verwertung und Beseitigung der bei
ihnen anfallenden Abfélle informiert und bera-

ten werden.

§14
Vorhalten und Benutzen der Abfallbehailter

(1) Die Stadt stellt dem Anschlusspflichtigen
fur jedes anschlusspflichtige Grundstick die zur
Aufnahme des zu entsorgenden Abfalls vorge-
schriebenen festen Abfallbehaltnisse mit unver-

wechselbarer Kennzeichnung (Adressaufkleber,

Erganzung wegen neuer Gesetzeslage und Anpas-

sung wegen neuem Gesetz und neuem Paragraph

Ergdnzung wegen neuer Gesetzeslage

19




kleber, Transponder) zur Verfiigung. Ausge-
nommen sind die privaten Pressbehélter. Die
Stadt bestimmt Zahl, Volumen und Art der auf-
zustellenden Behalter unter Bertcksichtigung
der durchschnittlich auf dem Grundstiick anfal-
lenden Abfalle. Ein Anspruch auf eine be-
stimmte Behalterart besteht nicht. Auf jedem
anschlusspflichtigen Grundstuck ist ein ausrei-
chendes Behaltervolumen gemaR § 6 Abs. 1
entsprechend der zu Uberlassenden Abfall-
menge vorzuhalten. Die Behalterkapazitat fur
Restabfall pro Woche wird unter Zugrundle-
gung eines Regelvorhaltevolumens von 15 Li-
tern/Ew/Woche ermittelt. Es ist jedoch mindes-
tens ein Restabfallbehalter mit einem Gefallvo-

lumen von 80 Litern vorzuhalten.

Die Bestimmung der vorzuhaltenden Behalter-
gréRe erfolgt nach Prifung der Plausibilitat der
vom Anschlusspflichtigen schriftlich vorzule-
genden Daten und Unterlagen (§ 12 Abs. 1
und 2).

Wird festgestellt, dass die vorhandenen festen

Abfallbehaltnisse fur die Aufnahme des regel-

Transponder) zur Verfigung. Ausgenommen
sind die privaten Pressbehélter. Die Stadt be-
stimmt Zahl, Volumen und Art der aufzustellen-
den Behalter unter Berlcksichtigung der durch-
schnittlich auf dem Grundstick anfallenden Ab-
falle. Ein Anspruch auf eine bestimmte Behal-
terart besteht nicht. Auf jedem anschlusspflichti-
gen Grundstick ist ein ausreichendes Behalter-
volumen gemaR § 6 Abs. 1 entsprechend der zu
Uberlassenden Abfallmenge vorzuhalten.

Die Behalterkapazitat fur Restabfall pro Woche
wird unter Zugrundlegung eines Regelvorhalte-
volumens von 15 Litern/Ew/Woche ermittelt. Es
ist jedoch mindestens ein Restabfallbehalter mit
einem Gefallvolumen von 80 Litern vorzuhalten.
Ein gleichgroRes Behaltnis ist fir Bioabfalle vor-

zuhalten.

Die Bestimmung der vorzuhaltenden Behélter-
gréRe erfolgt nach Prifung der Plausibilitadt der
vom Anschlusspflichtigen schriftlich vorzulegen-
den Daten und Unterlagen (§ 12 Abs. 1 und 2).

Wird festgestellt, dass die vorhandenen festen

Abfallbehaltnisse fir die Aufnahme des regel-

Erganzung wegen Festlegung der (Mindest-)GroRRe

des Bioabfallbehalters
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(10)

maRigen Abfalls nicht ausreichen und sind zu-
satzliche Abfallbehaltnisse nicht beantragt
worden, so haben die Anschlusspflichtigen
nach schriftlicher Aufforderung durch die
Stadtverwaltung die erforderlichen zusatzli-
chen Abfallbehaltnisse entgegenzunehmen
und zu benutzen. Die Stadtverwaltung kann
auch, anstatt zusatzlicher Abfallbehéltnisse
anzuordnen, den bestehenden Entleerungs-
rhythmus anpassen und gegebenenfalls ver-

kiirzen.

Abfalle zur Beseitigung und Abfalle zur Ver-
wertung mussen getrennt in die zur Verfligung
gestellten Abfallbehaltnisse entsprechend de-
ren Zweckbestimmung eingefullt werden; aus-
genommen sind Abfalle, die wegen ihrer Art
und GroRe nicht in diesen Behaltnissen unter-

gebracht werden kénnen oder duirfen.

Fir die Sammlung von Abfallen dirfen nur die
in § 4 Abs. 1 und 2 zugelassenen Abfallbehalt-

maRigen Abfalls nicht ausreichen und sind zu-
satzliche Abfallbehaltnisse nicht beantragt wor-
den, so haben die Anschlusspflichtigen nach
schriftlicher Aufforderung durch die Stadtverwal-
tung die erforderlichen zusatzlichen Abfallbe-
haltnisse entgegenzunehmen und zu benutzen.
Die Stadtverwaltung kann auch, anstatt zusatzli-
cher Abfallbehaltnisse anzuordnen, den beste-
henden Entleerungsrhythmus anpassen und

gegebenenfalls verkiirzen.

Abfalle zur Beseitigung und Abfalle zur
Verwertung missen getrennt in die zur Verfi-
gung gestellten Abfallbehaltnisse und Leichtver-
packungssacke (nur in den Stadtteilen
Nord/Hemshof und Mitte) entsprechend deren
Zweckbestimmung eingeflllt werden; ausge-

nommen sind

Abfalle, die wegen ihrer Art und GréRe nicht in
diesen Behaltnissen untergebracht werden kon-

nen oder durfen.

(10) Fur die Sammlung von Abfallen dirfen nur die

in § 4 Abs. 1 zugelassenen Abfallbehaltnisse

Anderung wegen Einfiihrung gelbe Tonne bzw.
Beibehaltung der LVP-Sacke
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nisse verwendet werden. Es sei denn, die Ab-
fallwirtschaftssatzung lasst den Gebrauch an-
derer Behaltnisse zu. Die auf den zugelasse-
nen Abfallbehaltnissen aufgedruckten oder an-
derweitig bekannt gemachten Verwendungs-

vorschriften sind zu beachten.

(12) Fur die Sammlung von Abfallen, insbesondere
wenn diese voribergehend verstarkt anfallen,
dirfen neben den zugelassenen festen Abfall-
behaltnissen nur die fir den einmaligen Ge-
brauch bestimmten grauen Abfallsdcke mit der
Aufschrift —Stadt Ludwigshafen, Stadtreinigung

-, verwendet werden.

Regelungen fiir Anfallstellen von uberlassungs-
pflichtigen Abféallen aus anderen Herkunftsberei-
chen als Privathaushaltungen

()  Far anschlusspflichtige andere Grundsttcke
(Anfallstellen von gewerblichen Siedlungsab-

fallen zur Beseitigung) ist ein ausreichendes

verwendet werden. Es sei denn, die Abfallwirt-
schaftssatzung lasst den Gebrauch anderer
Behaltnisse zu. Die auf den zugelassenen Ab-
fallbehaltnissen aufgedruckten oder anderwei-
tig bekannt gemachten Verwendungsvorschrif-

ten sind zu beachten.

(12) Fdr die Sammlung von Restabfallmengen,
insbesondere wenn diese gelegentlich erhoht
anfallen, dirfen neben den zugelassenen fes-
ten Abfallbehaltnissen nur die fir den einmali-
gen Gebrauch bestimmten grauen Zusatz-
Aufschrift ,Entsor-
gungsbetrieb, WBL, Wirtschaftsbetrieb Lud-

wigshafen (WBL)“, verwendet werden.

restabfallsacke mit der

§ 14 a
Regelungen fir Anfallstellen von tberlassungspflich-
tigen Abfallen aus anderen Herkunftsbereichen als
Privathaushaltungen

(1) Far

(Anfallstellen von gewerblichen Siedlungsabfal-

anschlusspflichtige andere Grundstiicke

len zur Beseitigung) ist ein ausreichendes Be-

haltervolumen gem. § 6 Abs. 1 entsprechend

Anderung wegen Einfiihrung gelbe Tonne

Genauere Formulierung und Anpassung des
Satzungstextes an die tatsachlichen Begebenheiten
(Aufschrift hat sich geandert)

Regelung in bisherigem § 14 wird gestrichen und als
neuer Paragraph 14 a mit Erganzungen in der
Tabelle (Buchstabe i und j), und Anpassung im
letzten Absatz (Streichen der Worte ,Schulen® und

~Kindergarten®) eingefiigt.
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Behaltervolumen gem. § 6 Abs. 1 entspre-
chend der zu Uberlassenden Abfallmenge vor-
zuhalten. Mindestens jedoch ein Behaltnis mit
einem Gefaldvolumen von 80 Liter. Die Be-
stimmung der vorzuhaltenden Behaltergrole
erfolgt nach Priifung der Plausibilitat der vom
Anschlusspflichtigen schriftlich vorzulegenden
Daten und Unterlagen (§ 12 Abs. 1 und 2).

Kann die Plausibilitat nicht festgestellt werden,
wird fir Anfallstellen von gewerblichen Sied-
lungsabfallen zur Beseitigung die Behalterka-

pazitat fir Restabfall pro Woche unter Zugrun-

delegung von Einwohnergleichwerten ermittelt.

Je Einwohnergleichwert wird ein Mindestvolu-
men von 15 Litern pro Woche zur Verfligung

gestellt.

der zu Uberlassenden Abfallmenge vorzuhalten.
Mindestens jedoch ein Behaltnis mit einem Ge-
falvolumen von 80 Liter.

Die Bestimmung der vorzuhaltenden Behalter-
gréRe erfolgt nach Prifung der Plausibilitat der
vom Anschlusspflichtigen schriftlich vorzulegen-
den Daten und Unterlagen (§ 12 Abs. 1 und 2).

Kann die Plausibilitat nicht festgestellt werden,
wird fir Anfallstellen von gewerblichen Sied-
lungsabfallen zur Beseitigung die Behalterkapa-
zitat fir Restabfall pro Woche unter Zugrunde-
legung von Einwohnergleichwerten ermittelt. Je
Einwohnergleichwert wird ein Mindestvolumen

von 15 Litern pro Woche zur Verfigung gestellt.
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Einwohnergleichwerte werden nach folgender
Regelung festgestelit:

Unternehmen / je Platz/ Einwoh-
Institution Beschaftigten/ ner-
Bett gleich-
wert
a) Krankenhauser, je Platz 1

Kliniken und ahnli-
che Einrichtungen
b) offentl. Verwaltun- je 3 Beschaftigte 1
gen, Geldinstitute,
Verbande, Kran-
kenkassen, Versi-
cherungen, selb-
standig Tatige der
freien Berufe,
selbstéandige Han-
dels-, Industrie und
Versicherungsver-
treter

c) Speisewirtschaften, je Beschaftigten 4
Imbiss-Stuben
d) Gaststattenbetriebe, | je Beschaftigten 2
die nur als Schank-
wirtschaft konzes-
sioniert sind, Eisdie-

len

e) Beherbergungsbe- je 4 Betten 1
triebe

f) Lebensmitteleinzel- je Beschaftigten 2
und GrofRhandel

g) sonstiger Einzel- je Beschaftigten 0,5

und GrofRhandel
h) Industrie, Handwerk | je Beschaftigten 0,5
und ubrige Gewer-
be

(Il) Die Summe der Einwohnergleichwerte wird bei
Teilwerten auf den vollen Einwohnergleichwert

aufgerundet.

Einwohnergleichwerte werden nach
folgender Regelung festgestelit:

Unternehmen /
Institution

je Platz/
Beschiftigten/
Bett

Einwoh-
ner-
gleich-
wert

a)

Krankenhauser,
Kliniken und
ahnliche Einrich-
tungen

je Platz

1

b)

offentl. Ver-
waltungen, Geldin-
stitute, Verbande,
Krankenkassen,
Versicherungen,
selbstandig Tatige
der freien Berufe,
selbstandige
Handels-, Industrie
und Versiche-
rungsvertreter

je 3 Beschéftigte

Speisewirt-
schaften, Imbiss-
Stuben

je Beschaftigten

d)

Gaststattenbetrie-
be, die nur als
Schankwirtschaft
konzessioniert
sind, Eisdielen

je Beschaftigten

e)

Beherbergungs-
betriebe

je 4 Betten

f)

Lebensmittelein-
zel- und GroRRhan-
del

je Beschaftigten

9)

sonstiger Einzel-
und GroRhandel

je Beschaftigten

0,5

h)

Industrie, Hand-
werk und Ubrige
Gewerbe

je Beschaftigten

0,5

Schulen

je Schiler und
Lehrer

0,25

Kindergarten

je Kind und Erzie-
her

0,25

Die Summe der Einwohnergleichwerte wird bei

Teilwerten auf den vollen Einwohnergleichwert

aufgerundet.
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()

Fur Schulen, Kindergarten, Schwimmbader, Ver-
eins- und Birgerhduser und ahnliche Einrichtun
gen ohne standige Bewirtschaftung werden Ein-
wohnergleichwerte festgesetzt, die sich nach der
tatsachlichen Nutzung der Einrichtung richten.
Ebenso wird in solchen Fallen verfahren, bei de-

nen a) bis h) keine Regelung enthalt.

Die allgemeinen Bestimmungen des § 14 Abs.
1 bis 13 bleiben unberihrt.

Fir Schwimmbader, Vereins- und Burgerhauser
und ahnliche Einrichtungen ohne standige Bewirt-
schaftung werden Einwohnergleichwerte festge-
setzt, die sich nach der tatsachlichen Nutzung der
Einrichtung richten. Ebenso wird in solchen Fallen
verfahren, bei denen a) bis j) keine Regelung ent-
halt.

(2) Die allgemeinen Bestimmungen des § 14 Abs. 1
bis 13 bleiben unberiihrt.

§17
Abfuhr der Abfille

(1) Die Restabfallbehalter werden ein- oder zwei-
mal wdchentlich, in Ausnahmefallen auch hau-
figer geleert. In Ortsbezirken, in denen die Bio-
tonne eingefihrt ist, wird diese im Wechsel mit
dem Restabfallgefald 14tagig geleert. Soweit
auf gewerblich oder industriell genutzten
Grundstiicken nachweislich keine kompostier-
baren Abfalle anfallen, gilt § 9 Abs. 2 entspre-
chend.

§17
Abfuhr der Abfille

Die Restabfallbehalter werden ein- oder

(1)
zweiwdchentlich, in Ausnahmefallen auch haufi-
ger geleert. In Ortsbezirken, in denen die Bio-
tonne eingefihrt ist, wird diese 14-tagig geleert.
In den Monaten Juni, Juli und August kdonnen
die Bioabfallbehalter wochentlich zur Leerung
bereitgestellt werden. Soweit auf gewerblich o-
der industriell genutzten Grundsticken nach-
weislich keine kompostierbaren Abfille anfal-

len, gilt § 9 Abs. 2 entsprechend.

Anpassung an die aktuellen, tatsachlichen Bege-

benheiten

Anpassung an die aktuellen, tatsachlichen Bege-
benheiten
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Restabfallbehalter werden in diesen Fallen
mindestens einmal wdchentlich geleert. Der fur
die Abfuhr vorgesehene Wochentag wird of-
fentlich bekannt gegeben.

Die Stadt kann im Einzelfall oder fur Abfuhrbe-
reiche einen langeren oder kirzeren Zeitraum
fur die regelmaRige Abfuhr festlegen; in diesen
Fallen gilt Satz 5 entsprechend. Unabhangig
davon wird zweimal im Jahr eine Griinabfallab-
fuhr durchgefuhrt. Die Haushaltungen werden
Uber die jeweiligen Termine in geeigneter Wei-
se unterrichtet. Ausgenommen von der Grin-
abfallabfuhr ist der Ortsteil Mitte. Die Entsor-
gung erfolgt ohne gesonderte Berechnung, so-
fern die Abfalle am Abholtag am Fahrbahnrand

bereitgestellt sind.

(3) In allen Ortsbezirken sind die fir die jeweiligen

Abfallarten zugelassenen festen Abfallbehalt-
nisse der GroéRe 80 I, 120 | und 240 | von den

Restabfallbehalter werden in diesen Fallen min-
destens einmal wdchentlich geleert. Der fur die
Abfuhr vorgesehene Wochentag wird bekannt
gegeben.

Die Stadt kann im Einzelfall oder fir Abfuhrbe-
reiche einen langeren oder kirzeren Zeitraum
fur die regelmaRige Abfuhr festlegen; in diesen
Fallen gilt Satz 5 entsprechend. Unabhangig
davon wird zweimal im Jahr eine Griinabfallab-
fuhr durchgefihrt. Von der Abfuhr ausgenom-
men sind Hecken-/ Baumschnittbiindel mit einer
Lange Uber 1,50 Meter, sowie Wurzelstdécke und
Aste mit einem Durchmesser von mehr als 12
cm. Lose Grunabfalle sind nur in verrottbaren
Sacken aus Jute oder Papier bereitzustellen, so-
fern sie nicht Uber den Bioabfallbehalter entsorgt
werden. Die Haushaltungen werden Uber die
jeweiligen Termine in geeigneter Weise unter-
richtet. Die Entsorgung erfolgt ohne gesonderte
Berechnung, sofern die Abfélle am Abholtag am

Fahrbahnrand bereitgestellt sind.

In allen Ortsbezirken sind die fur die jeweiligen
Abfallarten zugelassenen festen Abfallbehaltnis-
se der GroRRe 80 1, 120 |, 240 | und 360 | von den

Klarstellung gegeniber vorheriger Fassung, da bei
der Stadt Ludwigshafen unter 6ffentlicher Bekannt-
machung das Amtsblatt zu verstehen ist. Die Abfuhr-
tage werden jedoch Uber den Abfuhrkalender be-

kannt gegeben.

Erganzung, da dies aus betriebstechnischen Griin-
den erforderlich ist und die Erfahrung bei der Griin-
abfallabfuhr einen Regelbedarf erforderlich macht.

In der Wertstoffinfo war dies bereits enthalten, jetzt

auch rechtlich in der Satzung formuliert.

Anpassung wegen gelber Tonne
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nach § 7 Verpflichteten am Abfuhrtag auf dem
Gehweg bereitzustellen und nach der Entlee-
rung unverziglich auf das Grundstick zurtick-
zustellen. Von dieser Regelung ausgenommen
sind die AbfallgroRraumbehalter (770 Liter und
1.100 Liter Fassungsvermogen) und die Orts-
bezirke Nordliche und Sidliche Innenstadt, fiir
die grundsatzlich ein Transport-Service
(Vollservice) durchgefuhrt wird und eine Pflicht
zum Anschluss an den Transportservice be-
steht, es sei denn, es handelt sich um Ver-
pflichtete der in der Anlage 1 der Satzung ge-
nannten Stra3en. Die Anlage ist Bestandteil
der Satzung. Die Verwaltung wird ermachtigt,
in die Anlage 1 weitere Stral’en aufzunehmen.
Eine Anderung dieser Anlage der Satzung wird

jeweils ortsublich bekannt gemacht.

Werden Abfallbehalter durch das Personal der
Stadtreinigung vom Standplatz abgeholt, ent-
leert und an den Standplatz wieder zuriickge-
bracht (Transport-Service/Vollservice), haben
die Anschluss- und Benutzungspflichtigen da-
flr zu sorgen, dass die Standplatze wahrend

der Abfuhrzeiten ungehindert zuganglich sind.

nach § 7 Verpflichteten am Abfuhrtag auf dem
Gehweg bereitzustellen und nach der Entlee-
rung unverziglich auf das Grundstlick zurick-
zustellen. Von dieser Regelung ausgenommen
sind die AbfallgroRraumbehalter (770 Liter und
1.100 Liter Fassungsvermdgen) und die Ortsbe-
zirke Nordliche (Stadtteile Nord/ Hemshof und
West) und Sudliche Innenstadt (Stadtteile Mitte
und Sid), fir die grundsatzlich ein Transport-
Service (Vollservice) durchgefiihrt wird und eine
Pflicht zum Anschluss an den Transportservice
besteht, es sei denn, es handelt sich um Ver-
pflichtete der in der Anlage 1 der Satzung ge-
nannten Stralen. Die Anlage ist Bestandteil der
Satzung. Die Verwaltung wird ermachtigt, in die
Anlage 1 weitere Stralen aufzunehmen. Eine
Anderung dieser Anlage der Satzung wird je-

weils ortsublich bekannt gemacht.

Werden Abfallbehalter durch das Personal des Ent-
sorgungsbetriebes vom Standplatz abgeholt, ent-
leert und an den Standplatz wieder zuriickgebracht
die An-

schluss- und Benutzungspflichtigen dafiir zu sorgen,

(Transport-Service/Vollservice), haben

dass die Standplatze wahrend der Abfuhrzeiten

ungehindert zuganglich sind. Hinsichtlich Standplatz

Klarstellung

Aktualisierung der Bezeichnung
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(4)

(6)

Hinsichtlich Standplatz und Bereitstellung gel-
ten flr amtlich zugelassene Restabfallsacke

die gleichen Regelungen.

Die zugelassenen Abfallbehaltnisse sind
von dem Uberlassungspflichtigen friihestens
ab 19.00 Uhr vor dem Abholtag, spatestens bis
6.00 Uhr am Abholtag so bereit zu stellen,
dass das Entsorgungsfahrzeug an die Behalter
heranfahren kann, und das Laden sowie der
Abtransport ohne Schwierigkeiten und Zeitver-
lust moglich ist. Diese Regelung gilt fiir gebiin-
deltes Altpapier sowie die gelben DSD-Sacke

entsprechend.

Behalter, die so geflillt sind, dass sie durch die
automatische Schiittvorrichtung des Entsor-
gungsfahrzeuges nicht angehoben werden
kénnen, werden nicht entleert. Abfall-/Wert-
stoffbehalter sowie Restabfall-/Wertstoffsacke,
die entgegen ihrer Zweckbestimmung befullt

sind, werden nicht entleert bzw. abgefahren.

und Bereitstellung gelten fur die grauen Zusatz-

restabfallsacke die gleichen Regelungen.

(4)

(6)

Die zugelassenen Abfallbehaltnisse sind von
dem Uberlassungspflichtigen friihestens ab
19.00 Uhr vor dem Abholtag, spatestens bis
6.00 Uhr am Abholtag so bereit zu stellen, dass
das Entsorgungsfahrzeug an die Behalter her-
anfahren kann, und das Laden sowie der Ab-
transport ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust
moglich ist. Diese Regelung gilt fiir gebiindeltes
Altpapier, Grinschnitt im Zuge der Grunschnitt-
abfuhr sowie die gelben Leichtverpackungssa-
cke (LVP- Sacke) im Stadtteil Nord/Hemshof

und Mitte entsprechend.

Behalter, die so gefillt sind, dass sie durch die
automatische Schuttvorrichtung des Entsor-
gungsfahrzeuges nicht angehoben werden kon-
Abfall-

Zusatzrestabfall-

nen, werden nicht entleert.

/Wertstoffbehalter

/Leichtverpackungssacke, die entgegen

sowie
ihrer
Zweckbestimmung beflllt sind, werden nicht

entleert bzw. abgefahren.

genaue Bezeichnung

Erganzung um Griinschnittabfuhr, genaue Bezeich-
nung der Sacke und Anpassung wegen gelber Ton-
ne bzw. Beibehaltung der LVP-Sacke in bestimmten
Stadtteilen

genaue Bezeichnung der Sacke
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§19

Getrennte Uberlassung von Problemabfillen,

(1)

Sonderabfillen und Elektroaltgeraten

Problemabfalle im Sinne des § 8 Abs. 2
Nr. 4 LAbfWG und Sonderabfalle im Sinne des
§ 8 Abs. 2 Nr. 1 und 2 LAbfWG, fiir die die
Stadt nach § 4 Abs. 3 LAbfWG annahmepflich-
tig ist, sind von anderen Abfallen getrennt zu
halten und getrennt zu Uberlassen. (§ 5 Abs.
12 und 13 sind zu beachten).

Fir die getrennte Uberlassung der Abfélle
nach Abs. 1 setzt die Stadt ein Sammelfahr-
zeug (Schadstoffmobil) ein und unterhalt eine
Annahmestelle auf dem Betriebsgelande des
Bereiches Entsorgungsbetrieb und Verkehrs-
technik, in Ludwigshafen- Mundenheim, Kai-

serworthdamm 3.

Die Standplatze des Schadstoffmobils so-
wie die jeweiligen Standzeiten, werden in ge-

eigneter Weise ortsublich bekannt gemacht.

§19

Getrennte Uberlassung von Problemabfillen,

(1)

()

®)

Sonderabfaillen und Elektroaltgeraten

Problemabfalle im Sinne des § 8 Abs. 2 Nr. 3
LKrWG und Sonderabfalle im Sinne des § 8
Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 LKrWG, fir die die Stadt
nach § 4 Abs. 3 LKrWG annahmepflichtig ist,
sind von anderen Abfallen getrennt zu halten
und getrennt zu Uberlassen. (§ 5 Abs. 12 und

13 sind zu beachten).

Fir die getrennte Uberlassung der Abfélle
nach Abs. 1 setzt die Stadt ein Sammelfahr-
zeug (Schadstoff-/Umweltmobil) ein und un-
terhalt eine Annahmestelle auf dem Betriebs-
gelande des Bereiches Entsorgungsbetrieb
und Verkehrstechnik, in Ludwigshafen- Mun-

denheim, Kaiserworthdamm 3a.

Die Standplatze des Schadstoff-/Umweltmobils
sowie die jeweiligen Standzeiten, werden in

geeigneter Weise bekannt gemacht.

Anpassung wegen neuem Gesetz und neuen

Paragraphen

Anpassung Begrifflichkeit; Verwendung der Be-

zeichnung aus der Wertstoffinfo

Anpassung Adresse

Anpassung Begrifflichkeit

ortsliblich wirde bei der Stadt Ludwigshafen Amts-

blatt bedeuten, daher neue Formulierung
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§20
Abfallentsorgungsanlagen, Wertstoffhofe und
Sammelstellen

1. Sammelstelle fiir Problem- und Sonderabfal-
le, in Ludwigshafen- Mundenheim, Kaiser-
worthdamm 3, auf dem Betriebsgeldnde des

Bereiches Entsorgungsbetrieb und Verkehr-
stechnik,

§20
Abfallentsorgungsanlagen, Wertstoffhofe und
Sammelstellen

Entsorgungsbetrieb und Verkehrstechnik,

Sammelstelle fiir Problem- und Sonderabfélle, in
Ludwigshafen- Mundenheim, Kaiserworthdamm

3a, auf dem Betriebsgelande des Bereiches

Anpassung Adresse

(4)  §49 KrW-/AbfG bleibt unbertihrt.
§ 22
Ordnungswidrigkeiten
11. Problemabfalle in Abfallbehalter, Wertstoffbe-

§ 21

Selbstanlieferung von Abfallen

halter oder Wertstoffsacke einflllt oder zur

§21
Selbstanlieferung von Abfallen

(4) §§ 53, 54 und 55 KrWG bleiben unberihrt.

§22
Ordnungswidrigkeiten

11. Problemabfalle in Abfallbehalter, Wertstoffbe-

halter oder Leichtverpackungssacke einfiillt

Anpassung wegen neuem Gesetz und neuen

Paragraphen

Anpassung Bezeichnung
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20.

28.

31.

33.

Sperrabfallabfuhr bereitstellt (§ 8 Abs. 4 Satz
3),

die Aufstellung der fiir die Entsorgung erforder-
lichen Abfall- oder Wertstoffbehalter auf sei-
nem Grundstlick oder das Betreten des
Grundstlickes zum Zwecke des Einsammelns
und zur Uberwachung der Getrennthaltung und
Verwertung von Abféllen nicht duldet (§ 12
Abs. 3),

fir die Sammlung von Abfallen, die voriiberge-
hend verstarkt anfallen, nicht die zugelassenen
festen Abfallbehalter oder die fir den einmali-
gen Gebrauch bestimmten grauen Abfallsacke
mit der Aufschrift — Stadt Ludwigshafen, Stadt-
reinigung — verwendet (§ 14 Abs. 12),

als Anschluss- und Benutzungspflichtiger die
Abfallbehalter

Restabfallsacke nicht ordnungsgemaf zur Ab-

und amtlich zugelassenen
holung bereitstellt und die Abfallbehalter nach
erfolgter Leerung nicht unverziglich zuriick-
stellt (§ 17 Abs. 3),

die zugelassenen Abfallbehaltnisse, geblindel-

20.

28.

31.

33.

oder zur Sperrabfallabfuhr bereitstellt (§ 8 Abs.
4 Satz 3),

die Aufstellung der fiir die Entsorgung erfor-
derlichen Behaltnisse auf seinem Grundstiick
oder das Betreten des Grundstiickes zum
Zwecke des Einsammelns und zur Uberwa-
chung der Getrennthaltung und Verwertung
von Abfallen nicht duldet (§ 12 Abs. 3),

fir die Sammlung von Restabfallen, die gele-
gentlich erhoht anfallen, nicht die zugelasse-
nen festen Abfallbehalter oder die fur den ein-
maligen Gebrauch bestimmten grauen Zusatz-
Aufschrift ,Entsor-
gungsbetrieb, WBL, Wirtschaftsbetrieb Lud-
wigshafen (WBL)“ verwendet (§ 14 Abs. 12),

restabfallsacke mit der

als Anschluss- und Benutzungspflichtiger die
Abfallbehalter und grauen Zusatzrestabfallsa-
cke nicht ordnungsgemaf zur Abholung bereit-
stellt und die Abfallbehalter nach erfolgter Lee-
rung nicht unverzuglich zuruckstellt (§ 17 Abs.
3),

die zugelassenen Abfallbehaltnisse, geblndel-

Anpassung (alle Behalter damit abgedeckt)

Anpassung der Formulierung an Satzungstext

Anpassung an die tatsachlichen Begebenheiten

(Anderung der Aufschrift) und den Satzungstext

Anpassung an Satzungstext/Bezeichnung

Anpassung an Satzungstext und wegen LVP-
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(4)

tes Altpapier oder die Wertstoffsacke nicht
gemal § 17 Abs. 4 zur Abholung bereitstellt,

Die Bestimmungen des Strafgesetzbuches
(StGB), des Gesetzes zur Foérderung der Kreis-
laufwirtschaft und Sicherung der umweltver-
traglichen Beseitigung von Abfallen (Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetz — KrW-/AbfG),
des Landesabfallwirtschaftsgesetzes (LAb-
fWG) und des Gesetzes uber Ordnungswidrig-
keiten (OWiG) in ihrer jeweiligen Fassung blei-

ben unberihrt.

(4)

tes Altpapier, Grinschnitt im Zuge der Grin-
schnittabfuhr oder die gelben Leichtverpa-
ckungssacke (im Falle der Stralen in Anlage |,
Stadtteil Nord) nicht gemall § 17 Abs. 4 zur
Abholung bereitstellt,

Die Bestimmungen des Strafgesetzbuches
(StGB), des Gesetzes zur Forderung der
Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umwelt-
vertraglichen Bewirtschaftung von Abfallen
(Kreislaufwirtschaftsgesetz — KrwWG), des Ge-
setzes Uber das Inverkehrbringen, die Rulck-
nahme und die umweltvertragliche Entsorgung
von Elektro- und Elektronikgeraten (Elektro-
und Elektronikgerategesetz — ElektroG), der
Verordnung Uber die Bewirtschaftung von ge-
werblichen Siedlungsabfallen und von be-
stimmten Bau - und Abbruchabfallen (Gewer-
beabfallverordnung - GewAbfV), des Landes-
kreislaufwirtschaftsgesetzes (LKrWG) und des
Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG)

in ihrer jeweiligen Fassung bleiben unberihrt.

Sacken und deren Beibehaltung in bestimmten
Stadtteilen

Anpassung wegen neuen Gesetzen
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Anlage |
zur Satzung der Stadt Ludwigshafen am Rhein
tiber die Vermeidung, Verwertung und Beseiti-
gung von Abfillen (Abfallwirtschaftssatzung —
AWS-)

StraBen im Stadtteil Siid, in denen die nach § 7
Verpflichteten die Abfallgefalie der Grofze 80 1, 120 |
und 240 | am Abfuhrtag auf dem Gehweg bereitzu-
stellen haben:

Anlage |
zur Satzung der Stadt Ludwigshafen am Rhein
tiber die Vermeidung, Verwertung und Beseiti-
gung von Abfillen (Abfallwirtschaftssatzung —
AWS-)

StraBen im Stadtteil Sud, in denen die nach § 7
Verpflichteten die Abfallgefalle der Grofte 80 I, 120
I, 240 | und 360 | am Abfuhrtag auf dem Gehweg
bereitzustellen haben:

Erganzung wegen gelber Tonne
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2. Anderungssatzung zur

SATZUNG

der Stadt Ludwigshafen am Rhein

uber die

Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfallen

(Abfallwirtschaftssatzung)
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Auf der Grundlage von

§§ 24, 26 und § 86 Abs. 2 der Gemeindeordnung fiir Rheinland-Pfalz (GemO) vom
31.01.1994 (GVBIL. S. 153), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26.06.2020
(GVBL. S. 297),

der Landesverordnung zur Durchfiihrung der Gemeindeordnung (GemODVO) vom
21.02.1974 (GVBI. S. 98), zuletzt gedndert durch Artikel 1 der Landesverordnung vom
06.11.2009 (GVBI. S. 379),

den Verwaltungsvorschriften zur Durchfiihrung der Gemeindeordnung (GemO-VV) vom
3. Mai 1979 (MinBL. S. 179), zuletzt gedndert durch Rundschreiben des Ministeriums des
Innern und fiir Sport vom 09. Dezember 2016 (MinBIl. S. 278 bis 280)

des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes (LKrWG) vom 22.11.2013 (GVBI. S. 459) zuletzt
gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBI. S. 469) in Ausfiihrung des
Gesetzes zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertriaglichen
Bewirtschaftung von Abfillen (Kreislaufwirtschaftsgesetz — KrWG) vom 24.02.2012
(BGBL. I S. 212), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23.10.2020 (BGBI. 1
S. 2232),

des Gesetzes iiber das Inverkehrbringen, die Riicknahme und die umweltvertriagliche Ent-
sorgung von Elektro- und Elektronikgerdten (Elektro- und Elektronikgeritegesetz — Elekt-
roG) vom 20.10.2015 (BGBI. I S. 1739), zuletzt gedndert durch Artikel 12 des Gesetzes
vom 28.04.2020 (BGBIL. I S. 960),

der Verordnung iiber die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfillen und von
bestimmten Bau - und Abbruchabfillen (Gewerbeabfallverordnung - GewAbfV) vom
18.04.2017 (BGBL. I S. 896) zuletzt gedndert durch Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes vom
23.10.2020 (BGBI. I S. 2232),

erlasst die Stadt Ludwigshafen am Rhein auf Beschluss des Stadtrates vom XXXXX,
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folgende Anderungssatzung:

Artikel 1

Inhaltsiibersicht:

Die Inhaltstbersicht wird wie folgt gedndert:

Im Zweiten Abschnitt: Verwerten und Beseitigen wird nach § 14 ein neuer § 14 a ,,Regelun-
gen fiir Anfallstellen von liberlassungspflichtigen Abféllen aus anderen Herkunftsbe-

reichen als Privathaushaltungen eingefiigt.

& 1 Grundsatz:

§ 1 erhélt folgende Fassung:

Die Stadt Ludwigshafen am Rhein als 6ffentlich-rechtlicher Entsorgungstrager verwertet und
beseitigt nach Maligabe dieser Satzung als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung die in sei-
nem Gebiet angefallenen und ihm zu Uberlassenden Abfalle im Sinne der Vorschriften des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), des Elektro-/Elektronikgeriategesetzes (Elekt-
roG), der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) und des Landeskreislaufwirtschafts-
gesetzes (LKrWG). Er wirkt ferner darauf hin, dass in seinem Gebiet die Grundsatze der
Kreislaufwirtschaft (§§ 6 und 7 KrWG) eingehalten werden und tragt zur Schonung der

naturlichen Ressourcen vorbildlich durch Férderung der Kreislaufwirtschaft bei.

§ 2 Forderung der Kreislaufwirtschaft, Absatzforderung:

§ 2 erhélt folgende Fassung:

(4) Die Erzeuger und Besitzer von Abfallen haben dazu beizutragen, dass Abfalle mdglichst

vermieden, und nicht vermeidbare Abfélle nach Moglichkeit verwertet werden.

(5) Die Stadt wirkt bei der Gestaltung von Arbeitsablaufen in seinen Dienststellen und

Einrichtungen und bei ihrem sonstigen Handeln, insbesondere im Beschaffungs-
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(6)

(7)

und Auftragswesen und bei Bauvorhaben, sowie bei Veranstaltungen in seinen
Einrichtungen und auf seinen Grundstiicken darauf hin, dass moéglichst wenig Ab-
fall entsteht.

Die Stadt hat bei der Beschaffung von Arbeitsmaterialien und Gebrauchsgutern sowie
bei der Ausschreibung und der Vergabe o6ffentlicher Auftrdge den Herstellern und Ver-

treibern solcher Produkte den Vorzug zu geben, die

1. aus Abfallen, in energiesparenden, schadstoffarmen, rohstoffarmen oder abfallar-

men Produktionsverfahren oder aus nachwachsenden Rohstoffen hergestellt sind,

2. sich durch besondere Langlebigkeit und Reparaturfreundlichkeit auszeichnen, oder

3. umweltvertraglicher als andere Produkte zu entsorgen sind,

sofern die Produkte fur den vorgesehenen Verwendungszweck geeignet sind und

dadurch keine unzumutbaren Mehrkosten entstehen.

Im Rahmen ihrer Moéglichkeiten wirkt die Stadt ferner darauf hin, dass Zweckverbande,
Vereine und Gesellschaften des offentlichen oder privaten Rechts, an denen sie

beteiligt ist, in gleicher Weise verfahren.

8§ 4 Begriffsbestimmungen:

8§ 4 Abs. 1 Nr. 6 erhalt folgende Fassung:

6.

Genormte gelbe Tonnen fiir moglichst saubere Leichtverpackungsabfalle (LVP)
im Sinne des Verpackungsgesetzes, wie z.B. Kunststoff- und Metallverpackun-
gen, Verbundstoffe mit einem Fassungsvermoégen von 120/240/360/770/1.100 Li-

ter

& 4 Abs. 1 Nr. 8 erhélt folgende Fassung:

8.

Nur fir die Stadtteile Nord/Hemshof und Mitte: Gelber Leichtverpackungssack
(LVP- Sack) fur mdéglichst saubere, verwertbare Abfélle im Sinne des Verpackungs-
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gesetzes, wie z.B. Kunststoff — und Metallverpackungen, Verbundstoffe

& 4 Abs. 1 Nr. 9 erhalt folgende Fassung:

Graue Zusatzrestabfallsacke mit 90 Liter Fassungsvermogen, mit der Aufschrift
»Entsorgungsbetrieb, WBL, Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen (WBL)". Sie sind
fir gelegentlich erhohte Restabfallmengen zu verwenden und kénnen bei den
bekannt gemachten Verkaufsstellen erworben werden. Nur diese grauen Zusatz-
restabfallsacke werden durch den Entsorgungsbetrieb im Rahmen der Restab-

fallleerungen mitgenommen.

& 4 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

2

Feste Abfallbehiltnisse im Sinne dieser Satzung sind alle in Absatz 1 genannten
Abfallbehaltnisse, mit Ausnahme der gelben Leichtverpackungssacke und der

grauen Zusatzrestabfallsacke.

8§ 5 Abfallarten:

§ 5 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

(2)

Gewerbliche Siedlungsabfille sind Siedlungsabfalle aus anderen Herkunftsberei-

chen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Anlage der Verordnung Uber
das Europaische Abfallverzeichnis vom 10.12.2001 (BGBI. | S. 3379), zuletzt gean-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 30. Juni 2020 (BGBI. | S. 3005) in der

jeweils gultigen Fassung, aufgefiihrt sind, insbesondere

c) gewerbliche und industrielle Abfélle, die Abfallen aus privaten Haushaltungen
auf Grund ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung ahnlich sind, sowie

38



d) Abfalle aus privaten und o6ffentlichen Einrichtungen (z.B. Behdrden, Kirchen,
Vereinen, Einrichtungen o6ffentlicher Kérperschaften oder vergleichbare Ein-

richtungen) mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten Abfalle.

& 5 Abs. 12 erhalt folgende Fassung:

(12)

Problemabfille im Sinne dieser Satzung sind die in privaten Haushaltungen (§ 8
Abs. 2 Nr. 3 LKrWG) lblicherweise anfallenden gefahrlichen Abfalle nach § 3
Abs. 5 Satz 1 KrWG, die im Rahmen der Verwertung oder Beseitigung Nachteile fur

Personen, Umwelt, Anlagen oder Verwertungsprodukte hervorrufen kénnen, insbe-
sondere Pflanzenschutz- und Schadlingsbekampfungsmittel, 61- und I6se- mittelhal-
tige Stoffe, Farben, Lacke, Desinfektions- und Holzschutzmittel, Chemikalienreste,
Batterien, Akkumulatoren, Spraydosen, asbestfaserhaltige Abfalle, Leuchtstofflam-
pen, Energiesparlampen, Salze, Sauren und Laugen. Haushaltsiblich im Sinne die-

ser Satzung sind Gesamtmengen bis 50 kg bzw. Liter pro Haushalt und Jahr.

§ 5 Abs. 13 erhélt folgende Fassung:

(13)

Sonderabfalle sind gefahrliche Abfélle im Sinne des § 8 Abs. 2 Nr. 1 und 2 LKrWG,
fur die die Stadt gemaR § 4 Abs. 3 LKrWG zur Annahme verpflichtet ist, soweit sie in

haushaltsiblichen Mengen uberlassen werden. Als haushaltsublich gilt die gleiche

Regelung wie bei den Problemabfallen.

§ 5 Abs. 16 erhélt folgende Fassung:

(16)

Verpackungen im Sinne dieser Satzung und des Verpackungsgesetzes sind Ver-
kaufsverpackungen, Serviceverpackungen, Versandverpackungen, Umverpa-

ckungen und Transportverpackungen.

§ 6 Umfang der Verwertungs- und Beseitiqungspflicht:
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§ 6 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

(3) Die Pflicht der Stadt zur Abfallentsorgung umfasst die Verwertung und die Beseiti-
gung von Abfallen aus privaten Haushaltungen und von zur Beseitigung zu Uberlas-
senden Abfallen aus anderen Herkunftsbereichen.

§ 20 Abs. S. 2 und § 17 Abs. 1 S. 2 KrWG, sowie § 13 ElektroG bleiben unberihrt.
Maflnahmen der Abfallentsorgung sind das Sammeln, Einsammeln durch Hol- und
Bringsysteme, Befordern, Lagern und Behandeln von Abfallen. Abfalle werden so
eingesammelt, dass die Moglichkeiten zur vorrangigen Abfallverwertung genutzt

werden kénnen. Sie sind zur Verwertung und Beseitigung getrennt zu Gberlassen.

& 6 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

4) Die Stadt verwertet und beseitigt im Rahmen des Absatzes 1 alle Abfille mit

Ausnahme

1. derin § 2 Abs. 2 KrWG genannten Stoffe und Abfalle,

2. der Abfélle, die gem. § 17 Abs. 2 KrWG nicht der Uberlassungspflicht unter-
liegen,

3. der Abfélle, die nach MalRRgabe der Landesverordnung Uber die Verbrennung
pflanzlicher Abfalle auRerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen vom 04.07.1974
(GVBI. S. 344) in der jeweils glltigen Fassung beseitigt werden,

4. von Abféllen, die gem. § 8 Abs. 4 LKrWG der Zentralen Stelle fir Sonderab-
falle anzudienen sind und gemaR § 4 Abs. 4 LKrWG nicht der Entsorgungs-
pflicht der Stadt unterliegen,

5. von Abfallen (z.B. Tierkdrper, Abfalle aus medizinischen Bereichen, Speise-
abfalle aus Kantinen, Gaststatten), die aufgrund anderer Rechtsvorschriften
nach deren besonderen Vorgaben entsorgt werden muissen. (z.B. Verbren-
nung oder besondere Behandlung)

6. Autowracks und Schredderabfélle aus Autoverwertungen.

7. Abfalle aus Massentierhaltungen, Fakalien und Stalldung.

Die Stadt ist berechtigt, auf Kosten des Abfallerzeugers oder Abfallbesitzers einen
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Nachweis daruber zu verlangen, dass es sich nicht um von der Entsorgungspflicht
ausgenommene Stoffe handelt und dass bei Abfallen aus anderen Herkunftsberei-
chen eine Verwertung durch den Erzeuger oder Besitzer nicht moglich ist. Solange

der Nachweis nicht erbracht ist, kann der Abfall zurickgewiesen werden.

§ 6 Abs. 5 erhalt folgende Fassung:

(6)

Von der Entsorgungspflicht ausgeschlossene Abfille hat der Erzeuger/Besitzer nach den Vor-
schriften des KrWG, des LKrWG und dieser Satzung zu entsorgen. Fiir ihre Beforderung zu

einer zugelassenen Entsorgungsanlage hat er selbst zu sorgen.

§ 6 Abs. 6 erhalt folgende Fassung:

O]

Soweit Abfille durch die Stadt zu verwerten oder zu beseitigen sind, werden von der Pflicht
zum Einsammeln und Beférdern durch die Stadt folgende Abfélle ausgenommen:

Flussigkeiten, asbestfaserhaltige Abfalle, kinstliche Mineralfasern, Nachtspeicher-
ofen, Autowracks und Altreifen, Erdaushub, Bauschutt und Straf3enaufbruch, Klar-
schlamm, Abfalle aus Tierhaltungen (ausgenommen Kleintierhaltungen) sowie
Abfalle, die nicht in privaten Haushaltungen angefallen sind und nicht in zugelasse-

nen Abfallbehaltnissen gesammelt werden kdénnen.

Dies gilt auch fir Abfalle, die aufgrund ihrer Zusammensetzung eine Gefahr flir Men-
schen, Entsorgungsbehaltnisse, Entsorgungsfahrzeuge oder Abfallentsorgungs-
anlagen darstellen kénnen. Abfallerzeuger oder -besitzer haben flr die Beférderung
dieser Abfélle zu den hierfur bestimmten Abfallentsorgungsanlagen selbst zu sorgen.

Auf Verlangen ist dies der Stadt nachzuweisen.

Von der Pflicht zum Sammeln und Beférdern durch die Stadt sind auBerdem
diejenigen Abfalle ausgenommen, die vom Abfallbesitzer zu den von der Stadt
eingerichteten Wertstoffhofen gebracht und dort bestimmungsgemaR gesam-

melt werden.

§ 7 Anschluss- und Benutzungszwang:
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& 7 Abs. 5 erhélt folgende Fassunag:

(6) Den Anschluss- und Benutzungspflichtigen ist es untersagt, auf ihren Grundstiicken

Anlagen zur Entsorgung oder teilweisen Entsorgung von Abfallen zu betreiben (z.B.

Hausverbrennungsanlagen, Lagerplatze sowie Abfallzerkleinerungs- und Verpres-

sungsanlagen). Als Anlagen in diesem Sinne gelten nicht Einrichtungen zur Eigen-

kompostierung. Als Einrichtungen zur fachgerechten Eigenkompostierung gelten

ortsfeste Komposter oder Kompostplatze. Ebenso fallen Gartenhacksler zum Zerklei-

nern von Grunabfallen nicht unter dieses Verbot.

§ 8 Uberlassung der Abfille:

& 8 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

(2) Abfalle zur Verwertung sind wie folgt getrennt zu Gberlassen:

Bioabfalle in braunen Abfallbehaltnissen

Grinabfalle in kompostierbaren Sacken (z.B. kostenbewehrte Jutesacke
der Stadt) oder geblndelt oder auf den Wertstoffhéfen
Papier/Pappe/Kartonagen in blauen Abfallbehaltnissen oder gebiindelt
Leichtverpackungen, fiir die das Duale System Deutschland -DSD- die
Entsorgung ilibernommen hat, in den zur Verfiigung gestellten gelben
Tonnen; in den Stadtteilen Nord/Hemshof und Mitte in den zur Verfiigung
gestellten gelben Leichtverpackungssacken (LVP- Sacke)

Sperrige Abfalle und Metallschrott durch Bereitstellen an den vereinbarten Ab-
fuhrterminen am Stralenrand oder Anlieferung auf den Wertstoffhéfen
Elektroschrott (Klein- und GroRgerate, Kabel u.d. gemall dem Elektro- und
Elektronikgerategesetz) durch Bereitstellen bei den vereinbarten Abfuhrtermi-
nen fur Sperrabfall oder Anlieferung auf den Wertstoffhéfen

Altglas haben die Abfallbesitzer zu den im Stadtgebiet aufgestellten, nach

Farben getrennten, Altglassammelbehaltern (Depotcontainer) zu bringen.
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- Bau- und Abbruchabfille: Die Getrennthaltung sowie die Anforderungen
an deren Vorbehandlung richten sich nach den Vorgaben des § 8 der

Gewerbeabfallverordnung

§ 8 Abs. 4 erhalt folgende Fassung:

®)] Problemabfille aus Haushaltungen (§ 5 Abs. 12) sind bei der stationdren Sammelstelle fiir
Problemabfille oder beim Schadstoff-/Umweltmobil anzuliefern. Kleinmengen von Prob-
lemabfillen (bis zu 500 kg jéhrlich) aus Gewerbebetrieben konnen vom Abfallerzeuger gegen
Gebiihr bei der stationdren Sammelstelle fiir Problemabfille abgeliefert werden. Problemab-
falle diirfen nicht in Abfallbehéltnisse, Wertstoffbehélter oder Leichtverpackungssiacke ein-
gefiillt und nicht zur Sperrabfallabfuhr bereitgestellt werden. Die Bestimmungen der Altol-

verordnung bleiben unbertihrt.

§ 9 Ausnahmen von Uberlassungspflichten:

§ 9 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

(2) Wer gemaR § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG eine ordnungsgemalie und schadlose Abfall-
verwertung vornimmt, ist zur Uberlassung dieser Abfalle nicht verpflichtet. In diesem

Fall ist ein entsprechender Nachweis gegenuber der Stadt zu fuhren.

§ 12 Anzeige- und Auskunftspflichten, Nachweis- und Duldungspflichten, Betretungs-
recht:

§ 12 Abs. 3 erhélt folgende Fassung:

&) Die Eigentiimer und Besitzer von Grundstiicken, auf denen tiberlassungspflichtige Abfille
anfallen, sind verpflichtet, das Aufstellen notwendiger Behéltnisse zur Erfassung sowie das
Betreten des Grundstiickes zum Zwecke des Einsammelns und zur Uberwachung der Ge-

trennthaltung und Verwertung von Abféllen zu dulden (§ 19 Abs. 1 KrWG).
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§ 12 Abs. 4 erhélt folgende Fassung:

(6) Soweit es die Uberwachung der abfallrechtlichen Verpflichtungen, sowie insbesondere
der Uberlassungspflicht erfordert, kann die Stadt Auskunft verlangen, das Grundstiick betre-
ten und Einsicht in die Unterlagen nach § 47 Abs. 3 KrWG nehmen. (§ 13 Abs. 2 LKrWwG)

§ 13 Abfallberatung:

§ 13 Abs. 1 erhélt folgende Fassung:

3) Als offentlich-rechtlicher Entsorgungstrager ist die Stadt im Rahmen der ihr
Ubertragenen Aufgabe in Selbstverwaltung zur Information und Beratung
Uber die Moglichkeiten der Vermeidung, Weiterverwendung, Verwertung und Besei-
tigung von Abfallen verpflichtet (§ 46 Abs. 1 Satz 1 KrWwG).

§ 13 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

4) Die Stadt hat deshalb eine Beratungsstelle eingerichtet, bei der Abfallerzeuger bzw. Abfallbe-
sitzer liber die Vermeidung, Weiterverwendung, Verwertung und Beseitigung der bei ihnen

anfallenden Abfille informiert und beraten werden.

§ 14 Vorhalten und Benutzen der Abfallbehéaltnisse:

§ 14 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

(2) Die Stadt stellt dem Anschlusspflichtigen fir jedes anschlusspflichtige Grundstiick
die zur Aufnahme des zu entsorgenden Abfalls vorgeschriebenen festen Abfallbe-
haltnisse mit unverwechselbarer Kennzeichnung (Adressaufkleber, Transponder) zur
Verfugung. Ausgenommen sind die privaten Pressbehalter. Die Stadt bestimmt Zahl,

Volumen und Art der aufzustellenden Behalter unter Berlicksichtigung der durch-
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schnittlich auf dem Grundstick anfallenden Abfalle. Ein Anspruch auf eine bestimm-
te Behalterart besteht nicht.

Auf jedem anschlusspflichtigen Grundstiick ist ein ausreichendes Behaltervolumen
gemal § 6 Abs. 1 entsprechend der zu Uberlassenden Abfallmenge vorzuhalten.

Die Behalterkapazitat fur Restabfall pro Woche wird unter Zugrundlegung eines Re-
gelvorhaltevolumens von 15 Litern/Ew/Woche ermittelt. Es ist jedoch mindestens ein
Restabfallbehalter mit einem Gefallvolumen von 80 Litern vorzuhalten. Ein gleich-
groRes Behaltnis ist flur Bioabfalle vorzuhalten.

Die Bestimmung der vorzuhaltenden BehaltergroRe erfolgt nach Prifung der Plausi-
bilitat der vom Anschlusspflichtigen schriftlich vorzulegenden Daten und Unterlagen
(§ 12 Abs. 1 und 2).

Wird festgestellt, dass die vorhandenen festen Abfallbehaltnisse fir die Aufnahme
des regelmafigen Abfalls nicht ausreichen und sind zusatzliche Abfallbehaltnisse
nicht beantragt worden, so haben die Anschlusspflichtigen nach schriftlicher Auffor-
derung durch die Stadtverwaltung die erforderlichen zusatzlichen Abfallbehaltnisse
entgegenzunehmen und zu benutzen. Die Stadtverwaltung kann auch, anstatt zu-
satzlicher Abfallbehaltnisse anzuordnen, den bestehenden Entleerungsrhythmus

anpassen und gegebenenfalls verkirzen.

§ 14 Abs. 4 erhalt folgende Fassung:

&)

Abfille zur Beseitigung und Abfille zur Verwertung miissen getrennt in die zur Verfiigung
gestellten Abfallbehéltnisse und Leichtverpackungssicke (nur in den Stadtteilen
Nord/Hemshof und Mitte) entsprechend deren Zweckbestimmung eingefiillt werden; ausge-
nommen sind Abfille, die wegen ihrer Art und GrofBe nicht in diesen Behéltnissen unterge-

bracht werden konnen oder dirfen.

§ 14 Abs. 10 erhalt folgende Fassung:

(an

Fiir die Sammlung von Abfillen diirfen nur die in § 4 Abs. 1 zugelassenen Abfallbehéltnisse

verwendet werden. Es sei denn, die Abfallwirtschaftssatzung ldsst den Gebrauch anderer Be-
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haltnisse zu. Die auf den zugelassenen Abfallbehiltnissen aufgedruckten oder anderweitig be-

kannt gemachten Verwendungsvorschriften sind zu beachten.

§ 14 Abs. 12 erhalt folgende Fassung:

(12)

Fir die Sammlung von Restabfallmengen, insbesondere wenn diese gelegentlich
erhoht anfallen, dirfen neben den zugelassenen festen Abfallbehaltnissen nur die
fur den einmaligen Gebrauch bestimmten grauen Zusatzrestabfallsacke mit der
Aufschrift ,Entsorgungsbetrieb, WBL, Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen

(WBL)", verwendet werden.

Folgende Regelung in § 14 wird gestrichen und als neuer Paragraph 14 a mit Ergédnzung in

der Tabelle (Buchstabe i und j) und Anpassung im letzten Absatz (Streichen der Worte

,Schulen® und Kindergarten“) eingefligt:

§14a

Regelungen fiir Anfallstellen von liberlassungspflichtigen Abfédllen aus anderen Her-

(6)

kunftsbereichen als Privathaushaltungen

Fiir anschlusspflichtige andere Grundstiicke (Anfallstellen von gewerblichen Siedlungsabfl-
len zur Beseitigung) ist ein ausreichendes Behéltervolumen gem. § 6 Abs. 1 entsprechend der
zu lberlassenden Abfallmenge vorzuhalten. Mindestens jedoch ein Behiltnis mit einem Ge-
faBvolumen von 80 Liter.

Die Bestimmung der vorzuhaltenden Behéltergroe erfolgt nach Priifung der Plausibilitdt der
vom Anschlusspflichtigen schriftlich vorzulegenden Daten und Unterlagen (§ 12 Abs. 1 und
2).

Kann die Plausibilitat nicht festgestellt werden, wird fur Anfallstellen von gewerblichen
Siedlungsabfallen zur Beseitigung die Behalterkapazitat flir Restabfall pro Woche un-
ter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten ermittelt. Je Einwohnergleichwert

wird ein Mindestvolumen von 15 Litern pro Woche zur Verfligung gestellt.
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Einwohnergleichwerte werden nach folgender Regelung festgestelit:

Unternehmen / Institution je Platz / Einwohner-
Beschaftigten/ gleichwert
Bett
a) Krankenhauser, Kliniken und ahnliche Einrichtungen je Platz 1
b) | offentl. Verwaltungen, Geldinstitute, Verbande, Kranken- je 3 Beschaftigte 1
kassen, Versicherungen, selbstandig Tatige der freien
Berufe, selbstandige Handels-, Industrie und Versiche-
rungsvertreter
c) Speisewirtschaften, Imbiss-Stuben je Beschaftigten 4
d) | Gaststattenbetriebe, die nur als Schankwirtschaft kon- je Beschaftigten 2
zessioniert sind, Eisdielen
e) Beherbergungsbetriebe je 4 Betten 1
f) Lebensmitteleinzel- und GrolRhandel je Beschaftigten 2
g) | sonstiger Einzel- und GroRhandel je Beschaftigten 0,5
h) Industrie, Handwerk und Ubrige Gewerbe je Beschaftigten 0,5
i) Schulen je Schiler und 0,25
Lehrer
j) Kindergarten je Kind und Erzie- | 0,25

her

Die Summe der Einwohnergleichwerte wird bei Teilwerten auf den vollen Einwohner-

gleichwert aufgerundet.

Fir Schwimmbader, Vereins- und Biirgerhauser und ahnliche Einrichtungen

ohne standige Bewirtschaftung werden Einwohnergleichwerte festgesetzt, die sich

nach der tatsachlichen Nutzung der Einrichtung richten. Ebenso wird in solchen Fal-

len verfahren, bei denen a) bis j) keine Regelung enthalt.

7 Die allgemeinen Bestimmungen des § 14 Abs. 1 bis 13 bleiben unberiihrt.

§ 17 Abfuhr der Abfille:

§ 17 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

(2) Die Restabfallbehalter werden ein- oder zweiwochentlich, in Ausnahmefallen auch

haufiger geleert. In Ortsbezirken, in denen die Biotonne eingefihrt ist, wird diese 14-
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tagig geleert. In den Monaten Juni, Juli und August konnen die Bioabfallbehal-
ter wochentlich zur Leerung bereitgestellt werden. Soweit auf gewerblich oder in-
dustriell genutzten Grundsticken nachweislich keine kompostierbaren Abfélle anfal-
len, gilt § 9 Abs. 2 entsprechend. Restabfallbehalter werden in diesen Fallen mindes-
tens einmal wochentlich geleert. Der fir die Abfuhr vorgesehene Wochentag wird
bekannt gegeben.

Die Stadt kann im Einzelfall oder fir Abfuhrbereiche einen langeren oder kirzeren
Zeitraum flur die regelmafige Abfuhr festlegen; in diesen Fallen gilt Satz 5 entspre-
chend. Unabhangig davon wird zweimal im Jahr eine Grinabfallabfuhr durchgefihrt.
Von der Abfuhr ausgenommen sind Hecken-/ Baumschnittbiindel mit einer
Linge liber 1,50 Meter, sowie Wurzelstocke und Aste mit einem Durchmesser
von mehr als 12 cm. Lose Grunabfalle sind nur in verrottbaren Sacken aus Jute
oder Papier bereitzustellen, sofern sie nicht liber den Bioabfallbehilter entsorgt
werden. Die Haushaltungen werden Uber die jeweiligen Termine in geeigneter Weise
unterrichtet. Die Entsorgung erfolgt ohne gesonderte Berechnung, sofern die Abfélle

am Abholtag am Fahrbahnrand bereitgestellt sind.

§ 17 Abs. 3 erhalt folgende Fassung:

®

In allen Ortsbezirken sind die fiir die jeweiligen Abfallarten zugelassenen festen Abfallbehalt-
nisse der Grofe 80 1, 120 1, 240 1 und 360 I von den nach § 7 Verpflichteten am Abfuhrtag auf
dem Gehweg bereitzustellen und nach der Entleerung unverziiglich auf das Grundstiick zu-

riickzustellen.

Von dieser Regelung ausgenommen sind die Abfallgroiraumbehélter (770 Liter und 1.100 Li-
ter Fassungsvermogen) und die Ortsbezirke Nordliche (Stadtteile Nord/ Hemshof und West)
und Sidliche Innenstadt (Stadtteile Mitte und Siid), fiir die grundsétzlich ein Transport-
Service (Vollservice) durchgefiihrt wird und eine Pflicht zum Anschluss an den Transportser-
vice besteht, es sei denn, es handelt sich um Verpflichtete der in der Anlage 1 der Satzung ge-
nannten Straflen. Die Anlage ist Bestandteil der Satzung. Die Verwaltung wird erméchtigt, in
die Anlage 1 weitere StraBen aufzunehmen. Eine Anderung dieser Anlage der Satzung wird

jeweils ortstiblich bekannt gemacht.
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Werden Abfallbehalter durch das Personal des Entsorgungsbetriebes vom Stand-
platz abgeholt, entleert und an den Standplatz wieder zurtickgebracht (Transport-
Service/Vollservice), haben die Anschluss- und Benutzungspflichtigen daflr zu sor-
gen, dass die Standplatze wahrend der Abfuhrzeiten ungehindert zuganglich sind.
Hinsichtlich Standplatz und Bereitstellung gelten fiir die grauen Zusatzrestabfall-

sacke die gleichen Regelungen.

§ 17 Abs. 4 erhélt folgende Fassung:

9)

Die zugelassenen Abfallbehaltnisse sind von dem Uberlassungspflichtigen friilhestens
ab 19.00 Uhr vor dem Abholtag, spatestens bis 6.00 Uhr am Abholtag so bereit zu
stellen, dass das Entsorgungsfahrzeug an die Behalter heranfahren kann, und das
Laden sowie der Abtransport ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust moglich ist. Diese
Regelung gilt fir gebundeltes Altpapier, Grunschnitt im Zuge der Griinschnittab-
fuhr sowie die gelben Leichtverpackungssacke (LVP- Siacke) im Stadtteil

Nord/Hemshof und Mitte entsprechend.

§ 17 Abs. 6 erhélt folgende Fassung:

(7

Behilter, die so gefiillt sind, dass sie durch die automatische Schiittvorrichtung des Entsor-
gungsfahrzeuges nicht angehoben werden konnen, werden nicht entleert. Abfall-/Wert-
stoffbehilter sowie Zusatzrestabfall-/Leichtverpackungssicke, die entgegen ihrer Zweckbe-

stimmung befiillt sind, werden nicht entleert bzw. abgefahren.

§ 19 Getrennte Uberlassung von Problemabfillen, Sonderabfillen und Elektroaltgeri-

ten:

§ 19 Abs. 1 erhélt folgende Fassung:
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(3) Problemabfalle im Sinne des § 8 Abs. 2 Nr. 3 LKrWG und Sonderabfalle im Sinne
des § 8 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 LKrWG, fir die die Stadt nach § 4 Abs. 3 LKrWG an-
nahmepflichtig ist, sind von anderen Abfallen getrennt zu halten und getrennt zu tUber-
lassen. (§ 5 Abs. 12 und 13 sind zu beachten).

§ 19 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

4) Fiir die getrennte Uberlassung der Abfille nach Abs. 1 setzt die Stadt ein Sammelfahrzeug
(Schadstoff-/Umweltmobil) ein und unterhdlt eine Annahmestelle auf dem Betriebsgeldnde
des Bereiches Entsorgungsbetrieb und Verkehrstechnik, in Ludwigshafen- Mundenheim, Kai-

serworthdamm 3a.

& 19 Abs. 5 erhalt folgende Fassung:

(10)  Die Standplitze des Schadstoff-/Umweltmobils sowie die jeweiligen Standzeiten, werden in

geeigneter Weise bekannt gemacht.

§ 20 Abfallentsorqungsanlagen, Wertstoffhofe und Sammelstellen:

§ 20 Nr. 2 erhalt folgende Fassung:

2. Sammelstelle fir Problem- und Sonderabfalle, in Ludwigshafen- Mundenheim,
Kaiserworthdamm 3a, auf dem Betriebsgelande des Bereiches Entsorgungsbetrieb

und Verkehrstechnik,

§ 21 Selbstanlieferung von Abfallen:

§ 21 Abs. 4 erhalt folgende Fassung:

5) §8§ 53, 54 und 55 KrWG bleiben unberiihrt.

§ 22 Ordnungswidrigkeiten:

§ 22 Abs. 1 Nr. 11 erhélt folgende Fassung:
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11. Problemabfalle in Abfallbehalter, Wertstoffbehalter oder Leichtverpackungssacke
einflllt oder zur Sperrabfallabfuhr bereitstellt (§ 8 Abs. 4 Satz 3),

§ 22 Abs. 1 Nr. 20 erhélt folgende Fassung:

20. die Aufstellung der fiir die Entsorgung erforderlichen Behiiltnisse auf seinem Grundstiick oder
das Betreten des Grundstiickes zum Zwecke des Einsammelns und zur Uberwachung der Ge-

trennthaltung und Verwertung von Abfillen nicht duldet (§ 12 Abs. 3),

§ 22 Abs. 1 Nr. 28 erhalt folgende Fassung:

28. fur die Sammlung von Restabfallen, die gelegentlich erhoht anfallen, nicht die zu-
gelassenen festen Abfallbehalter oder die fir den einmaligen Gebrauch bestimmten
grauen Zusatzrestabfallsacke mit der Aufschrift ,,Entsorgungsbetrieb, WBL,
Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen (WBL)“ verwendet (§ 14 Abs. 12),

§ 22 Abs. 1 Nr. 31 erhélt folgende Fassung:

32. als Anschluss- und Benutzungspflichtiger die Abfallbehélter und grauen Zusatzrestabfallsi-
cke nicht ordnungsgemil zur Abholung bereitstellt und die Abfallbehilter nach erfolgter Lee-
rung nicht unverziiglich zuriickstellt (§ 17 Abs. 3),

§ 22 Abs. 1 Nr. 33 erhalt folgende Fassung:

34, die zugelassenen Abfallbehéltnisse, gebiindeltes Altpapier, Griinschnitt im Zuge der Griin-
schnittabfuhr oder die gelben Leichtverpackungssiicke (im Falle der Strafien in Anlage I,

Stadtteil Nord) nicht gemal3 § 17 Abs. 4 zur Abholung bereitstellt,

§ 22 Abs. 4 erhilt folgende Fassung:

(5) Die Bestimmungen des Strafgesetzbuches (StGB), des Gesetzes zur Férderung der

Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertraglichen Bewirtschaftung
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von Abfillen (Kreislaufwirtschaftsgesetz — KrWG), des Gesetzes liber das In-
verkehrbringen, die Ricknahme und die umweltvertragliche Entsorgung von
Elektro- und Elektronikgeraten (Elektro- und Elektronikgerategesetz — Elekt-
roG), der Verordnung liber die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsab-
fallen und von bestimmten Bau - und Abbruchabfillen (Gewerbeabfallverord-
nung - GewAbfV), des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes (LKrWG) und des
Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in ihrer jeweiligen Fassung bleiben un-
berthrt.

Anlage |

zur Satzung der Stadt Ludwigshafen am Rhein liber die Vermeidung, Verwertung und
Beseitigung von Abfallen (Abfallwirtschaftssatzung - AWS -):

Anlage |, Satz 1 wird wie folgt geandert:

StraBen im Stadtteil Siid, in denen die nach § 7 Verpflichteten die AbfallgefalRe der Grolke
801,120 1, 240 | und 360 | am Abfuhrtag auf dem Gehweg bereitzustellen haben:

Artikel 2

Diese Anderungssatzung tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft.

Ludwigshafen am Rhein,
Stadtverwaltung

Jutta Steinruck
Oberburgermeisterin

52



	Datum
	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Anlage

